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Editorial — Der Föderalismus verhält sich ein bisschen wie die 
Fäden auf dem Foto unserer Titelseite. Wie diese ist er ein Mittel 
zum Zweck, nämlich jenem, die einzelnen Nägel miteinander zu 
verbinden. Die Nägel wiederum sind die vielfältigen Aufgaben, die 
jeder Staat, jede Region, jede Gemeinde zu bewältigen hat. Im Ide-
alfall sind sie bestmöglich miteinander verlinkt und aufeinander 
abgestimmt. 
Der Föderalismus kann daher auch als „ein“ Werkzeug der Macht-
verteilung und des effizienten Regierens in einer Demokratie gese-
hen werden, formuliert es Francesco Palermo, Leiter des EURAC-
Instituts für Föderalismus- und Regionalismusforschung, im 
Roten-Sofa-Interview (S. 7). Denn in Zeiten einer immer komplexer 
werdenden Welt verlagere sich das Regieren auf viele Ebenen und 
Verantwortliche . 
 
Dass Föderalismus-Lösungen nicht immer eins zu eins übernom-
men werden können, sondern den jeweiligen demokratischen 
Gesellschaften entwachsen müssen, zeigen die Beispiele aus den 
unterschiedlichen Ländern: Spanien, Belgien, Westbalkan, ehe-
malige Sowjetunion … Dass Föderalismus alle Bereiche unseres Le-
bens umfasst, zeigen u.a. die Beiträge zum Wassermanagement (S. 22) 
und zum Finanzsystem (S. 28).  

Sigrid Hechensteiner
Chefredakteurin

Editoriale — La semplificazione è slogan politico d’effetto. E mica 
che non sia un bene semplificare. Purché non si scivoli nel sempli-
cismo. Le relazioni socio-economiche tra Paesi e al loro interno si 
fanno sempre più articolate. La politica energetica, i flussi migra-
tori, i rapporti transfrontalieri o i sistemi fiscali sono questioni che 
devono essere affrontate da più attori e a più livelli. Il federalismo 
– suggeriscono i ricercatori dell’EURAC – è sistema efficace e demo-
cratico per gestire questa complessità inevitabile.

Questo numero di ACADEMIA accosta contributi riguardanti va-
rie esperienze federali nel mondo, tra reticenze politiche (da pag. 
16) e consapevolezza di inevitabilità (da pag. 36). Apre finestre di 
approfondimento sul caso belga (pag. 13) e su quello catalano (pag. 
10). Ipotizza le prospettive del federalismo fiscale in Italia (pag. 28) 
e racconta le difficoltà di una politica ambientale decentralizzata 
(da pag. 22). Traccia insomma il quadro di realtà normative e am-
ministrative estremamente dense e tecniche. I lettori siano però 
rassicurati: almeno nello scrivere questi articoli, la semplificazione 
– non semplicistica – è stata la parola d’ordine.

Valentina Bergonzi
vice - caporedattrice
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„Wir sind die Mechaniker!“

In Ihrem aktuellen ACADEMIA-Beitrag (S. 18) 
erwähnen Sie, dass Autonomie und Föderalismus 
nur in einer Demokratie funktionieren können. 
Palermo: Es gibt Demokratien ohne Föde-
ralismus, aber keinen Föderalismus ohne 
Demokratie. Oder andersherum, der Föde-
ralismus ist ein Auto, die Demokratie der 
Kraftstoff. 

Es gibt aber durchaus weniger demokratische 
Länder, die sich als föderalistisch bezeichnen?
Palermo: Länder wie Nigerien versuchen 
ihre ethnischen Konflikte mit einem Pseu-
do-Föderalismus zu lösen. Ähnlich ist es 
in Bosnien-Herzegowina, wo der Födera-
lismus kitten soll, was nicht wirklich zu-
sammengehören will. Das kann er nur bis 
zu einem gewissen Punkt. Der Föderalis-
mus ist keine Ideologie, wie viele Politiker 
fälschlicherweise annehmen. Er ist ein In-
strument des Regierens, der Machtvertei-
lung. Föderalismus ist auch nicht das All-
heilmittel für sämtliche Probleme. Er kann 
zwar zu einer ethnischen Versöhnung bei-
tragen, reicht alleine aber nicht aus. 

Wann funktioniert das Werkzeug Föderalismus, 
wann nicht?
Palermo: Wenn es etwa darum geht, auf 
die konkreten Bedürfnisse der Bürger 
einzugehen und es einer gleichzeitigen 
überregionalen Koordinierung bedarf. Er 
funktioniert immer dann, wenn mehre-

re Personen, Institutionen, Interessens-
gruppen zu einer Entscheidungsfindung 
herangezogen werden müssen. Also ei-
gentlich fast immer. Beispielsweise im 
Bereich Sanität, Infrastrukturen, Schule 
und Bildung, Umwelt, usw. Er funktio-
niert nur nicht, wenn Gesetze im Allein-
gang entschieden werden.

Läuft der Zentralstaat im Zuge der föderalisti-
schen Reformen nicht Gefahr, an Macht zu ver-
lieren?
Palermo: Nein. Der Föderalismus ist ein 
Gesamtbegriff für die vielen Instrumente, 
die den Regierenden helfen, auf eine im-
mer komplexer werdende Welt zu reagie-
ren. Es braucht heute die Vernetzung vieler 
Fachleute auf unterschiedlichen Ebenen, 
um nachhaltig zu regieren. Bis vor kurzem 
reichten einige wenige. 

Was passiert, wenn der Föderalismus mehr Dif-
ferenz als Harmonie schafft? 
Palermo: Der Föderalismus schafft keine 
Differenzen! Er hebt sie höchstens dort 
hervor, wo sie bereits bestehen. Kann dann 
aber als wirksames Werkzeug eingesetzt 
werden, um sie nicht ausufern zu lassen. 
Denken wir beispielsweise an das Nord- 
Südgefälle in Italien oder aber an die Dif-
ferenzen zwischen Regionen mit Sonder- 
und Normalstatut. Italien reagiert darauf 
mit einer neuen Verfassungsreform, die 
den Regionen mit Normalstatut weitere 
Kompetenzen einräumt.

Innerhalb von Europa zeichnet sich eine neue 
föderalistische Tendenz ab: die überstaatliche 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Re-
gionen und Gemeinden. Könnten Zentralstaaten 
dies nicht auch als Vorboten sezessionistischer 
Tendenzen auffassen? 
Palermo: Nicht, wenn sie erkennen, dass in 
einer immer komplexer werdenden Welt 
auch besondere föderalistische Maßnah-

men - wie etwa die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit - zu einem reibungs-
loseren Regieren herangezogen werden 
müssen. Fragestellungen in der alpinen 
Landwirtschaft oder im alpenquerenden 
Transitverkehr können von Akteuren dies-
seits und jenseits der Brennergrenze bes-
ser in Angriff genommen werden als von 
den jeweiligen Zentralregierungen. 

Herr Palermo, Ihr Institut untersucht dieses 
hochkomplexe Werkzeug auf rechtlicher Ebene. 
Das klingt sehr abstrakt. 
Palermo: Ganz im Gegenteil. Wenn et-
was nicht oder nur schlecht funktioniert, 
dann mag es an strukturellen Problemen 
liegen oder an unklaren Gesetzen bzw. Ver-
waltungsakten. Ohne Klarheit kollidieren 
Interessen und Entscheidungen verlieren 
an Transparenz, Effizienz und Demokratie. 
Dies kann in allen möglichen Bereichen 
passieren, von der Wasserversorgung bis 
hin zu den Finanzbeziehungen. Und hier 
kommen wir Forscher ins Spiel. Wir schau-
en uns die Sachlage des Problems an und 
arbeiten Verbesserungsvorschläge aus. 
 
Sie helfen Gesetzeslagen zu harmonisieren? 
Palermo: Wir schauen, was, wie und bei 
wem entschieden und umgesetzt wird und 
schlagen bei Bedarf effizientere Alterna-
tivlösungen vor. Hierfür untersuchen wir 
u.a., wie sich föderal oder regional orga-
nisierte Staaten weltweit entwickeln. Wie 
werden Entscheidungsprozesse getroffen? 
Wer regelt was und in welcher Art und 
Weise? Was funktioniert gut, was nicht, 
und warum? Viele Studien führen wir mit 
internationalen Partnern durch, weil auch 
wir - ganz im föderalen Sinne - nicht alles 
abdecken können. Um mit meinem Ein-
gangsvergleich abzuschließen: Der Föde-
ralismus ist ein Auto, die Demokratie sein 
Treibstoff, und wir Forscher die Mechani-
ker, die es in Schuss halten.  ☁

DAS RoTE SoFA
Interview

Francesco Palermo, Leiter des 
EURAC-Instituts für Föderalismus- 
und Regionalismusforschung, 
krempelt schon mal die Ärmel hoch, 
wenn es darum geht, den Begriff 
Föderalismus zu erklären. 

das Interview führten  
Valentina Bergonzi &
Sigrid Hechensteiner

01 Francesco Palermo
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Photostory
She thinks she has the 
answer. Lusine Taslakyan, 
an Armenian participant at 
this year's International Win-
ter School on Federalism 
and Governance, waves 
her team's card during the 
"Minopardy" quiz (think 
"Jeopardy"). The quiz, on 
the topic of "Cross-border 
Cooperation and Minorities" 
was created by EURAC's 
game-makers at the  
Institute for Studies on  
Federalism and Regiona-
lism. (see article page 39)
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Dalla rambla 
a un vicolo cieco

FEDERALISmo
Spagna

La Catalogna, assieme ai Paesi 
Baschi, è stata la prima regione a 
darsi uno statuto di autonomia nella 
Spagna postfranchista. Era il 1979. 
Quasi trent’anni dopo, nel 2006, 
il governo locale ha elaborato un 
secondo statuto, approvato, dopo un 
lungo iter, dal parlamento nazionale, 
da un referendum popolare e dal 
re. Voleva essere un passo avanti 
verso un federalismo più maturo. Ma 
la scorsa estate una sentenza del 
Tribunale costituzionale spagnolo, 
cui era ricorso il Partito popolare, 
ha freddato le aspirazioni regionali 
di cambiamento. Che ne sarà 
dell’autonomia catalana? Ne abbiamo 
parlato con uno dei padri del secondo 
statuto, il costituzionalista Carles 
Viver Pi-Sunyer.

Intervista di Valentina Bergonzi

Comunità autonome
La Spagna si fonda su un sistema di 
decentramento dei poteri. Lo stato è 
suddiviso in 17 comunità autonome. 
Alcune competenze sono esclusive 
dello stato, ad esempio la difesa, 
la giustizia e gli affari esteri, altre 
esclusive delle regioni, come lo 
sport e l’agricoltura. 
La maggior parte sono competenze 
condivise: il parlamento spagnolo 
(le Corti generali) stabilisce le linee 
guida e le comunità determinano i 
dettagli. È ammessa una seconda 
lingua ufficiale, come in Galizia o 
Catalogna, ma non c’è obbligo di 
bilinguismo. Eccetto Paesi Baschi e 
Navarra, tutte le comunità versano 
le tasse raccolte al governo centrale 
che le ridistribuisce secondo un 
principio di equalizzazione.

Il Tribunale costituzionale  
ha detto no a 

riferimento esplicito alla “nazione  
catalana”;

competenze locali più specifiche e  
ampie, ad esempio più potere al 
Tribunale superiore di giustizia 
catalano;

azienda tributaria propria e 50% 
delle imposte del reddito e Iva alla 
Generalidad catalana;

lingua catalana preferita e 
 obbligatoria per tutti i cittadini 
catalani.

Professor Viver, che effetti ha avuto la sentenza 
del Tribunale costituzionale?
Viver: Ha disattivato ogni progresso in-
trodotto nel 2006. In merito alla questio-
ne identitaria, alla suddivisione delle 
competenze tra stato e regioni, al sistema 
di finanziamento e alle rappresentanze 
locali nelle strutture economico-sociali 
statali. Inoltre, d’ora in avanti ogni modi-
fica della autonomia dovrà essere intro-
dotta da una riforma della Costituzione e 
non dello statuto. 

Partiamo dalla questione identitaria. Il Tribu-
nale ha dichiarato incostituzionale la definizio-
ne di “nazione catalana”.
Viver: Guardi, qui il problema è lo smacco; 
l’aggressività con cui si è respinta questa 
parola. In fondo, eliminandola, giuridica-
mente la differenza non è sostanziale: la 
definizione era solo nel preambolo dello 
statuto, non negli articoli. Per i catalani 
però quella parola aveva un forte valore 
simbolico; benché non tutti abbiamo lo 
stesso concetto di nazione.
 
Vale a dire?
Viver: A fronte di un segmento della popo-
lazione che si considera esclusivamente 
catalano, circa il 16%, il 23% si sente più ca-
talano che spagnolo e il 40% si sente tanto 
l’uno quanto l’altro.  Ossia la maggioranza 
non ritiene il concetto di nazionalità ca-
talana in senso escludente, incompatibile 
con quello di nazionalità spagnola. La Spa-
gna viene vista dai più come una nazione 
delle nazioni.

Dal punto di vista finanziario, Navarra e Pae-
si Baschi sembrano essere privilegiati. Sono le 
uniche regioni a poter gestire direttamente le 
tasse raccolte sul territorio. Gli aneliti catalani 
invece sono stati bocciati. Questo non scatena 
una concorrenza tra autonomie?
Viver: Non è questo il punto. Queste due 
comunità hanno una organizzazione fi-
scale che risale ad ancora prima della 
costituzione. Il problema non è l’invidia: 
non si vuole l’abolizione del loro assetto 
speciale. Il problema è che nessuno è sod-

01
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Tiki-Taka 
oder  
Adéu Espanya? 

FÖDERALISmUS
Spanien

Mit ihrem attraktiven Kurzpassspiel, kurz Tiki-Taka genannt, brach-
te die spanische Fußballnationalmannschaft bei der Weltmeister-
schaft ihre Gegner zum Laufen und die Fans zum Schwärmen. So 
harmonisch war das Zusammenspiel zwischen Spielern aus Barcelo-
na und Madrid, dass Tiki-Taka bald als Symbol der Einigkeit gedeutet 
wurde.  Als der Abwehrchef Carles Puyol den Finaltriumph mit der 
katalanischen Flagge feierte, störte dies am Abend des 11. Juli 2010 
genauso wenig wie die spanischen Fahnen, die auch in Barcelona 
geschwenkt wurden. Nur einen Tag zuvor hatten sich in den Straßen 
der Hauptstadt Kataloniens ebenfalls Menschenmassen versam-
melt. Die Stimmung war dabei jedoch eine ganz andere. Nicht Stolz, 
sondern Wut auf Spanien hatte mehr als eine Million Katalanen zu 
einer Demonstration getrieben, die unter dem Motto „Wir sind eine 
Nation! Wir entscheiden!“ stand. Auf manchen Transparenten wur-
de sogar ganz unverhohlen die Unabhängigkeit gefordert.
Anlass der Proteste war das am 28. Juni 2010 veröffentlichte Urteil 
des spanischen Verfassungsgerichts zum neuen katalanischen Au-
tonomiestatut, das vier Jahre lang mit großer Spannung erwartet 
worden war. Seit sich Spanien 1978 auf den Weg der Regionalisie-
rung machte, wurde Katalonien eine weitreichende Autonomie 
eingeräumt, die sowohl wichtige Kompetenzen wie etwa das Po-
lizeiwesen als auch Symbole der Identität wie eine eigene Flagge 
umfasste. Obwohl das Verfassungsgericht die Rechtmäßigkeit des 
2006 reformierten Statuts in großen Teilen bestätigte, betrafen ▶ 

01 Carles Viver Pi-Sunyer

Biografia
Dal 1987 docente di diritto 
costituzionale alla Università  
di Barcellona e poi alla 
Universi dad Pompeu Fabra
1992-2001 magistrato del 
 Tribunale costituzionale (1998-
2001 vice-presidente)
2003 riceve la Cruz de Sant 
Jordi, una delle massime 
onorificenze conferita in nome 
del patrono della Catalogna: 
San Giorgio.
Dal 2004 direttore dell’Institut 
d’Estudis Autonòmics

disfatto dei risultati dell’attuale metodo di 
ridistribuzione. Un sistema equo dovrebbe 
garantire a tutte le comunità le stesse ri-
sorse ora a disposizione delle autonomie 
speciali. 

Chi si occupa di autonomia e regionalismo in 
Catalogna?
Viver: La densità per metro quadro di 
studiosi specialisti di autonomia è la più 
alta al mondo! La studiamo da ogni pun-
to di vista: giuridico, economico, sociale 
e culturale. Ma anche fuori dalle sedi ac-
cademiche l’interesse e la partecipazione 
sono costanti. Nei momenti caldi, come la 
scorsa estate, la gente è scesa in piazza. I 
mass-media sono sempre all’erta. La co-
stituzione del 1978 era tecnicamente cor-
retta, buona per affrancarsi dal passato. 
L’invenzione delle autonomie doveva ser-
vire per risolvere le questioni territoriali 
aperte, eppure certi problemi non si sono 
mai del tutto risolti. Il problema rimane 
latente. 

Quale direzione si prenderà ora?
Viver: La sentenza ha polarizzato le po-
sizioni: da una parte i promotori della 
ri-centralizzazione, dall’altra gli indipen-
dentisti. Oltre alle formazioni dichiara-
tamente secessioniste (come la Esquerra 
Republicana de Catalunya, ndr), l’ammic-
care all’indipendenza sta diventando un 
fenomeno sempre più trasversale. Vari 
comuni stanno organizzando referen-
dum di protesta, Barcellona inclusa. Sta-
remo a vedere.  ☁

Die Fußballweltmeisterschaft 
2010 schweißte sie für kurze 
Zeit zusammen, die Katalanen 
und Spanier. Bis ein Urteil des 
spanischen Verfassungsgerichts 
zum neuen katalanischen 
Autonomiestatut das „Los von 
Madrid“ wieder laut werden ließ. 

von Karl Kössler
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seine Beanstandungen gerade Bereiche, 
die eine besondere Bedeutung für die ka-
talanische Identität haben und sich auch 
auf den einzelnen Bürger im Alltag spür-
bar auswirken. Ein Paradebeispiel sind 
dafür die Sprachregelungen des Statuts. 
Indem jenes dem Katalanischen sowohl 
in der öffentlichen Verwaltung als auch 
in den Medien einen bevorzugten Status 
einräumte, sollte die Sprache nicht nur er-
halten, sondern sogar verbreitet werden. 
Konkret wollte man auf diese Weise ein 
katalanischsprachiges Umfeld schaffen, 
durch das Sprachunkundige, vor allem 
Zugezogene aus anderen Regionen Spani-
ens sowie Immigranten, das Katalanische 
bei Amtsgängen oder auf dem Fernseh-
sessel quasi automatisch lernen würden. 
Dieser bevorzugte Status wurde vom Ver-
fassungsgericht jedoch ebenso für verfas-
sungswidrig erklärt wie eine sanktionier-
bare Verpflichtung zur Beherrschung der 
katalanischen Sprache für die gesamte 
ansässige Bevölkerung. Deren Erlernen 
dürfe lediglich gefördert werden.

Abgesehen von konkreten Beanstandun-
gen entfachte das Urteil in Katalonien 
aber auch ganz grundsätzlichen Unmut 
darüber, dass zehn Richter Korrekturen 
an einem Statut vornahmen, das zuvor 
von der katalanischen und spanischen 
Regierung ausverhandelt, vom regionalen 
und staatlichen Parlament gebilligt sowie 
von der Bevölkerung der Region in einem 
Referendum befürwortet worden war. 
Dieser Prozess einer Erweiterung der Au-
tonomie im gegenseitigen Einvernehmen 
mit der Zentralregierung wurde stets von 
moderaten katalanischen Parteien als 
Alternative zur Unabhängigkeit präsen-
tiert. Nachdem der mühsam gefundene 
Kompromiss zwischen Madrid und Bar-
celona nun teilweise aufgehoben wurde, 
scheint diese gemäßigte Alternative an 
Glaubwürdigkeit verloren zu haben. Den-
noch, die Verfechter einer Unabhängig-
keit sind nach wie vor in der Minderheit, 
sodass die katalanischen Fußballer auch 
2014 in Brasilien noch unter spanischer 
Flagge antreten werden.  ☁

01

01  Am 10. Juli 2010 protestier-
ten über eine Million Katalanen 
auf Barcelonas Straßen.
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karl.koessler@eurac.edu
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FEDERALISm
Belgium

Divorce 
à la Belge
In February Belgium set an 
unwanted record for the longest-
ever period a nation has operated 
without a government—250 days 
(and the clock is still counting). So 
Belgium’s federal system is now 
at a crossroads: either Flemish 
and Walloon parties find a new 
institutional design for the country, 
or the nation could fall apart.  
Frank Delmartino of the University 
of Leuven gives us his perspective 
on how Belgians might finally see an 
end to the so-called ‘Fries Revolution’ 
that’s becoming a bit too crispy.

Interview by Stefania Campogianni

Belgium is living one of its deepest crises since 
its formation. What caused this political pa-
ralysis?
Delmartino: This is really just the tip-
ping point of a process that has been 
shaping the Belgian nation since the end 
of World War I, and which was marked by 
the later recognition of Flemish cultural 
autonomy and the creation of a monolin-
gual Flemish region in the northern part 
of the country. In June 2010, the major 
Flemish nationalistic party, called the 
Nieuw-Vlaamse Alliantie (New Flemish 
Alliance), was very successful at the Bel-
gian general elections. The party would 
not accept the traditional political com-
promises necessary to form a coalition 
government, and has asked instead for a 

fundamental reform of the Belgian insti-
tutional model. 

But given that ‘compromise’ is the main condi-
tion of a federal system, does this mean there is 
no Belgian federal state? 
Delmartino: You’re absolutely right. 
Despite the fact that the first article of 
Belgium’s constitution states that the 
country is a federal state, in reality there 
is no spirit of federalism. We could call it 
“divorce à la belge” in which people have 
the institutional design made to divvy up 
the furniture rather than stress the com-
mon elements that bind everyone togeth-
er. There aren’t any political parties that 
represent national interests in Belgium, 
because politicians serve either a Flemish 
or Francophone group. This, according to 
many, is our principal disease. 

Is there a way to avoid a separation?
Delmartino: Personally I think that 
the only way for Belgium to survive is 
through a confederal system, a new form 
of cooperation between the different 
communities and regions (Flanders, Wal-
lonia, Brussels and the German-speaking 
community) that would allow them to 
share a common territory, but to shape 
their own policies. 

What would be the role of the national level in 
this case?
Delmartino: Nowadays many important 
issues are already being settled on the su-
pranational level: defense is in the hands 
of NATO, finances are being decided by 

01

the Central Bank in Frankfurt, and impor-
tant legislations come from the EU. In a 
new confederal system, the national level 
would mainly deal with tax collection 
and, more importantly, the organization 
of national social security. A pact of soli-
darity between individuals is the founda-
tion of any federal system, and will be for 
the survival of Belgium as well. 

But the richer Flemish group doesn’t want to 
subsidise the poorer, less performing Wallo-
nia.
Delmartino: The majority of the Flemish 
population is not opposed to equalization 
transfers—they just don’t accept the in-
efficiencies of the present system. With 
social security, for example, Walloon 
hospitals spend much more money per 
patient than their Flemish counterparts. 
The rules of the game can be improved 
without affecting the basic principal of 
solidarity. 

Do you think there’s a Belgian national iden-
tity despite these divisions? 
Delmartino: Belgian identity is not 
linked to a political concept of nation 
but has a strong identity in the sociologi-
cal sense. Our identity is defined by con-
trasts: we are not French, nor Germans, 
nor Dutch; we are in-between, and this 
creates our sense of ‘belonging’.  ☁

01 Frank Delmartino
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FÖDERALISmUS
Belgien

Regieren auf Belgisch?
Weltweit führend in Sachen 
Diplomatie, können sich die Belgier 
seit den Wahlen im Juni 2010 auf 
keine Zentralregierung einigen. 
Zurzeit garantiert der Föderalismus, 
dass das System nicht aus  
den Fugen gerät. Wie genau 
funktioniert er? 

von Elisabeth Alber

Die Regierung, die uns lehrt, uns selbst zu 
regieren, sei die Beste. Johann Wolfgang 
von Goethe traf es auf den Punkt. Der Bun-
desstaat Belgien scheint auf dem besten 
Weg dorthin. 
Am 22. April 2010 ist die Koalition unter 
Premierminister Leterme am Sprachen-
streit zwischen Flamen und Frankopho-
nen auseinander gebrochen. Alle Versu-
che, die flämischen Parteien im Norden 
(Flandern) mit den frankophonen Wallo-
nen im Süden (Wallonien) unter neuen 
föderalen Regeln zusammenzuschwei-
ßen, schlugen fehl. Die flämischen Na-
tionalisten fordern eine weitreichende 
Staatsreform, mit der die Macht in Belgi-
en noch stärker dezentralisiert wird. Im 
Zentrum der Unvereinbarkeit steht un-
ter anderem das flämische Umland von 
Brüssel, in das immer mehr Französisch-
sprachige ziehen. Die flämischen Vororte 
fürchten um ihren Charakter und ein Ge-
rangel um den Gebrauch der Sprachrechte 
in Verwaltung, Justiz und Schulwesen ist 
unausweichlich. 
Die Krise auf höchster Ebene scheint je-
doch nicht weiter zu stören. Alle staatli-
chen Vitalfunktionen zeigen Normalwer-
te an. Das tägliche Leben scheint nicht 
beeinträchtigt zu sein – Krankenhäuser, 
Verwaltung und Wirtschaft funktionie-
ren. Belgien hat auch die sechsmonatige 
EU-Ratspräsidentschaft ab 1. Juli 2010 gut 
über die Bühne gebracht. 
Warum Belgien trotzdem funktioniert, 
erklärt sein ausgeprägter Föderalismus. Er 

trägt dazu bei, dass im Mehrebenensystem 
Belgiens (Zentralstaat- und Gliedstaatene-
bene) weiterhin effizient Entscheidungen 
gefunden und getroffen werden können.  

Seit 1993 ist Belgien ein Bundesstaat beste-
hend aus Zentralregierung (Bundesebene) 
und Gliedstaatenebene. Die Gliedstaatene-
bene unterteilt sich in drei Gemeinschaf-
ten und drei Regionen (s. Info Kasten). Im 
Gegensatz zu der Schweiz und den Verei-
nigten Staaten, die getrennte Gebietskör-
perschaften zusammengeführt haben, hat 
Belgien sein Staatsgebiet in mehrere Teile 
aufgeteilt. Die Gemeinschaften und Regi-
onen verfügen jeweils über ein Parlament 
und eine Regierung. Sie geben sich weit-
reichend eigene Regeln, ohne ein langes 
Hin und Her zwischen Bundes- und Glied-
staatenebene. Fachleute sprechen hier 
vom Ausschließlichkeitsprinzip. In den 
einzelnen Gliedstaaten entscheiden also 
die Flamen für Flandern, die Wallonen für 
Wallonien und die Deutschsprachigen für 
ihre Gemeinschaft. 
Für wenige Bereiche wie die Armee, die 
Justiz, die Währung sowie überwiegend  
die soziale Sicherheit und das öffentliche 
Gesundheitswesen ist die Zentralregierung 
zuständig. Befugnisse der Regionen be-
inhalten u.a. die Raumordnung, die Ener-
giepolitik, den Außenhandel und teilweise 
den Umweltschutz sowie die internatio-
nale Zusammenarbeit in allen genannten 
Bereichen. Beispiele für Befugnisse der 
Gemeinschaften sind hingegen die Kultur, 
das Unterrichtswesen und der Sprachge-
brauch sowie wiederum die internationale 
Zusammenarbeit in diesen Bereichen. 
Die Besonderheit des Regierens à la belge 
unterliegt dem Ausschließlichkeitsprinzip 
bei der Kompetenzverteilung, sowohl auf 
gesetzgebender, als auch auf ausführen-
der Ebene. Das Regieren in Belgien ist also 
komplexer und vielschichtiger als anders-
wo. Der belgische Föderalismus lässt klas-
sische Bundesstaaten wie Deutschland 
fast schon wie Anfänger aussehen. 

Bildlich kann man sich das Regieren im 
Mehrebenensystem Belgien am besten 
wie ein Toastbrot vorstellen. Die dünne 
Einlage (Bundesebene) ist weich gebet-
tet zwischen ordentlichen Scheiben Brot 
(Standhaftigkeit und Eigenständigkeit 
der Gliedstaatenebenen). Der Föderalis-
mus gibt die Spielregeln vor. Er regelt das 
Miteinander einer Vielzahl von Akteuren 
mit unterschiedlicher Legitimation und 
scheint die Herausforderungen eines Bun-
destaates ohne Regierung recht gut zu be-
wältigen. Trotzdem bleibt zu hoffen, dass 
Belgien rasch einen Konsens auf Bundes-
ebene findet, um ein gemeinsames Regie-
ren all seiner Akteure in den unterschied-
lichen Ebenen zu garantieren. Ansonsten 
droht die Kluft zwischen dem reichen 
Norden und dem ärmeren Süden noch 
größer zu werden.  ☁

Belgien
Belgien verstehen ist kein Leichtes.
Belgien zählt vier Sprachgebiete:  
1) das zweisprachige  Gebiet Brüs-
sel-Hauptstadt (Französisch und 
Niederländisch), 2) das französisch-
sprachige Gebiet (Wallonien), 3) das 
niederländische Gebiet (Flandern) 
und 4) das deutsche Gebiet (liegt 
im Osten Walloniens).  Belgisch als 
Sprache gibt es nicht! 
Politisch ist es in drei Ebenen unter-
teilt: 1) dem Zentralstaat (Bundes-
ebene), 2) den drei Gemeinschaften 
(Flämische, Französische und 
Deutschsprachige) und 3) den drei 
Regionen (Flämische, Wallonische 
und Region Brüssel-Hauptstadt).  
2 und 3 entsprechen der Gliedstaa-
tenebene. 

Kontakt
elisabeth.alber@eurac.edu
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FÖDERALISmUS
Westbalkan

Wie viel Dezentralisierung 
verträgt der Westbalkan?
Auf der einen Seite müssen sich 
viele Zentralverwaltungen der 
neuen Westbalkanstaaten noch 
konsolidieren, auf der anderen wird 
schon massiv an Dezentralisierung 
und Regionalisierung gearbeitet. 
Beides entspricht nicht immer dem 
Willen des Volkes; Ethnizität spielt 
immer noch eine große Rolle. Heute 
werden Dezentralisierung und 
Regionalisierung „von oben“ diktiert, 
um die Chancen für einen EU-Beitritt 
zu erhöhen. Nachhaltigkeit erfordert 
jedoch echte Umgestaltung von 
unten. 

von Jens Woelk

Zwanzig Jahre nach dem Beginn des Zer-
falls von Jugoslawien erscheint die Lage 
auf dem Westbalkan zunächst relativ sta-
bil. Aus den ehemaligen Teilrepubliken 
Jugoslawiens sind Staaten entstanden, 
die mit unterschiedlicher Geschwindig-
keit die vielfältigen Herausforderungen zu 
bewältigen suchen, welche die Transiti-
onsprozesse sowie die Annäherung an die 
Europäische Union erfordern. Der Aufbau 
demokratisch-rechtsstaatlicher Struktu-
ren und marktwirtschaftlicher Systeme 
ist eine komplexe Aufgabe, die in einigen 
Staaten noch durch die Folgen der gewalt-
samen Konflikte erschwert wird. 
Die neuen Staaten des Westbalkan sind 
daher relativ schwach, ebenso ihre Zivil-
gesellschaft. Ihre Bevölkerung setzt sich 
im Vergleich zu westeuropäischen Staa-
ten aus sehr viel mehr verschiedenen 
Gruppen zusammen. Obwohl die Nach-

folgestaaten Jugoslawiens nach dem Na-
tionalstaatsmodell entstanden („ein Volk 
– eine Nation – ein Staat“), gibt es in allen 
Staaten institutionelle Garantien, welche 
Minderheiten, Mitbestimmung und Ver-
tretung ermöglichen. Diese Formen verfas-
sungsrechtlich garantierter Machtteilung 
(„Power Sharing“) korrigieren einerseits 
das Nationalstaatsprinzip und bilden an-
dererseits als gruppenbezogene Rechte ein 
Gegengewicht zum liberalen Ansatz der 
Menschenrechte als Individualgrundrech-
te. Im einzelnen unterscheiden sich die 
Lösungen sehr stark, je nach Ausmaß des 
Konfliktes, Größe der einzelnen Gruppen 
und deren territorialer Verteilung. Allen 
ist aber gemeinsam, dass sie Toleranz und 
Vertrauen schaffen sollen, um das Zusam-
menleben unterschiedlicher Bevölke-
rungsgruppen zu gewährleisten.

Die Macht des Territoriums
Eine entscheidende Variable ist dabei das 
Territorium. Gebietsansprüche standen 
während der Kriege der 1990er Jahre im 
Mittelpunkt der Auseinandersetzungen. 
Der Zerfall des föderal, aber nicht demo-
kratisch organisierten Vielvölkerstaates 
Jugoslawiens spielte gewissenlosen Eli-
ten in die Hände. Diese benutzten nati-
onalistische Propaganda als Vehikel zur 
Mobilisierung der Massen, die durch die 
Wirtschafts- und Staatskrise verunsi-
chert waren. Die Grenzen der schon im 
jugoslawischen Föderalismus nach ihren 
„Titularnationen“ benannten Republiken 
(Slowenien, Kroatien, Bosnien und Herze-
gowina, Serbien, Mazedonien und Monte-
negro) wurden so unvermeidlich zu Soll-
bruchstellen. Der Anspruch der jeweils 
dominanten Gruppe auf totale Kontrolle 

des Staatswerdungsprozesses nach der 
Unabhängigkeit führte nicht selten zu 
ethnischen Säuberungen. Die internatio-
nale Gemeinschaft erkannte schließlich 
ein Recht der Republiken auf Unabhän-
gigkeit an (anders im Falle Kosovos, das 
keine Teilrepublik, sondern „nur“ autono-
me Provinz innerhalb Serbiens war).

Erzwungenes Gleichgewicht
Nach der Katastrophe sorgte die inter-
nationale Gemeinschaft im Interesse 
der Stabilität selbst für die notwendigen 
Gleichgewichte: In Bosnien und Herzego-
wina durch Beendigung des Krieges und 
die Auferlegung eines „Zwillingsbundes-
staates“, der zwar das formelle Fortbeste-
hen des Staates ermöglicht, allerdings 
auch die interne Teilung zementiert. In 
Ermangelung der für föderale Systeme 
lebenswichtigen Freiwilligkeit in der Ko-
operation der einzelnen Glieder musste 
die Arbeitsfähigkeit des Gesamtstaates 
jedoch immer wieder durch Zwangsmaß-
nahmen der internationalen Gemein-
schaft garantiert werden. In Mazedonien 
setzte die Internationale Gemeinschaft 
im Sommer 2001 das Ohrid-Abkommen 
durch. Dieses verweigert den mazedo-
nischen Albanern zwar eine territoriale 
Autonomie (berühmt wurde der Grund-
satz: „keine territorialen Lösungen für 
ethnische Konflikte“), räumt ihnen dafür 
jedoch weitreichende Garantien sowohl 
auf kommunaler als auch auf gesamt-
staatlicher Ebene ein. Der Versuch, mit ei-
nem Staatenbund die Gemeinschaft von 
Serbien und Montenegro zu retten, schlug 
dagegen fehl: diese Union bestand nur 
drei Jahre und fast nur auf dem Papier. 
Auch hier fehlte das Element der Frei-
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willigkeit, das Grundlage jedes bundes-
staatlichen Systems ist. Komplizierter ist 
der Fall Kosovo sowohl durch das direkte 
militärische Eingreifen gegen Serbien 
1999, als auch wegen der jahrelangen Zi-
vilverwaltung der Provinz durch die UNO. 
Die einseitige Unabhängigkeitserklärung 
der Kosovaren ist immer noch nicht von 
allen Staaten anerkannt; auch mehrere 
Mitgliedstaaten der EU fehlen. Dies lässt 
die Bürger Kosovos in einer rechtlichen 
Grauzone, die beispielsweise eine Visali-
beralisierung mit der EU verhindert.
Seit Jahren arbeitet die internationale 
Gemeinschaft im Kosovo an einem De-
zentralisierungsplan, mit dem ähnlich 
wie im mazedonischen Vorbild auch die 
Rechte der Minderheiten gestärkt werden 
sollen. Zudem soll die Dezentralisierung 
die Effizienz der Verwaltung steigern. 
Dagegen wird eingewandt, dass zu starke 
Autonomie auf der kommunalen Ebene 
einer Teilung zwischen den Gemeinden 
mit serbischer Mehrheit im Norden und 
dem albanisch dominierten Rest Vor-
schub leisten könnte. In einem seit Jahr-
zehnten von ethnischen Parallelstruk-
turen geprägten Land fehlen Vertrauen 

und Toleranz. Am Beispiel Kosovo zeigt 
sich, wie stark die interne Dezentralisie-
rung von regionalen Rahmenbedingun-
gen und Nachbarschaftsbeziehungen ab-
hängt. Mit der formellen Unabhängigkeit 
der neuen Staaten sind diese keineswegs 
völlig autonom. Vielmehr sind sie zahlrei-
chen Einflüssen der Nachbarn ausgesetzt. 
Eine nachhaltige Lösung für den Kosovo 
ist ohne Serbien nicht denkbar. Die Un-
abhängigkeitsrhetorik der serbischen 
Republik in Bosnien hat ebenfalls mit 
den Beziehungen zu Serbien zu tun. Nur 
intensivere Kooperation zwischen den 
Staaten der Region wird daher eine sta-
bile Gesamtsituation schaffen können, in 
der effiziente Dezentralisierung nicht als 
Vorstufe zur Sezession gesehen wird. Die 
jüngsten Versöhnungsinitiativen der Prä-
sidenten von Serbien und Kroatien sind 
daher wichtige symbolische Zeichen. 

Dezentralisierung als Ticket in die EU
Inzwischen werden in allen Staaten der 
Region zur Vorbereitung auf einen zu-
künftigen EU-Beitritt statistische Regi-
onen mit Regionalentwicklungsagentu-
ren geschaffen. Diese Verwaltungs- und 

Wirtschaftseinheiten könnten weitere 
Dezentralisierung bewirken. So gibt es 
seit kurzem Pläne für eine vollständige 
Regionalisierung Serbiens; neben der au-
tonomen Provinz Vojvodina im Norden, 
die über eigene Gesetzgebungsbefugnis-
se verfügt. Für regionale Autonomie ist 
jedoch ein eigenes Regionalbewusstsein 
und der Wille zur politischen Gestaltung 
„von unten“ notwendig, der nicht durch 
Ministerialerlasse ersetzt werden kann. 
Die Konzentration auf das „State buil-
ding“ und auf die Zentralverwaltungen in 
den neuen, kleinen Staaten sowie die feh-
lenden Erfahrungen mit echter regionaler 
Autonomie in der Vergangenheit machen 
– wie in Mittel- und Osteuropa – Dezen-
tralisierung oder Regionalisierung zu ei-
nem schwierigen Unternehmen.  ☁

Kontakt
jens.woelk@eurac.edu
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01 Wohin die Reise? EU- 
gesponserte Tram in Sarajevo.
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Paralizzati dalla memoria di una 
politica etnica che ha fatto danni,  
i paesi dell’ex blocco sovietico 
vedono ogni forma di decentramento 
politico come fumo negli occhi. 
La comunità internazionale non li 
dissuade. Eppure il federalismo 
potrebbe essere la risposta giusta.

di Francesco Palermo

Il “fattore F” suscita timori e sospetti nella 
ex Unione sovietica e nelle aree un tempo 
soggette alla sua sfera di influenza, dall’Eu-
ropa centrale, orientale e balcanica, fino al 
Caucaso e all’Asia centrale. I soli termini 
“federalismo” o “autonomia” sono banditi 
dal linguaggio politico e istituzionale, in 

modo tanto deciso quanto irrazionale. Le 
ragioni di questo rifiuto sono varie.
In primo luogo, il centralismo dei nuovi 
stati è il prodotto di un federalismo di-
storto come quello sovietico. Nel sistema 
sovietico il federalismo non era una tecni-
ca per la divisione del potere, perché il po-
tere doveva essere unitario. Il federalismo 
sovietico era concepito e strutturato uni-
camente come strumento per la gestione 
delle diversità etno-nazionali: a ciascun 
gruppo doveva corrispondere un territorio. 
Le repubbliche sovietiche erano concepite 
come repubbliche etniche. L’Armenia agli 
armeni, la Georgia ai georgiani, il Birobi-
dzhan, sulla Transiberiana ai confini con 
la Cina, – almeno nei piani – agli ebrei.
In secondo luogo, le 15 repubbliche ex-so-
vietiche, le repubbliche nate dalla sparti-
zione della ex Jugoslavia e gli stati dell’ex 

Il fattore “F”
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blocco orientale, sono comprensibilmente 
restii a cedere potere. Le nuove élites hanno 
utilizzato la centralizzazione come metodo 
di consolidamento della propria posizione. 
Delegare funzioni alla periferia significhe-
rebbe per loro allentare la presa proprio nel 
momento in cui il loro potere si fortifica. 
Infine, proprio per la perversa relazione 
sviluppatasi in epoca sovietica tra federa-
lismo ed etnicità, il decentramento politico 
è visto automaticamente come una minac-
cia all’integrità territoriale degli stati, e, se 
riferito a territori dove sono insediate mi-
noranze, come sinonimo di secessione. 

Stati (più o meno) su misura
Del resto, con la dissoluzione dell’Unione 
sovietica, la profezia che il federalismo e 
l’autonomia non potessero che condurre 
alla secessione si è subito realizzata. Stati 
federali multinazionali come l’URSS e la 
Jugoslavia hanno lasciato posto a una mi-
riade di stati indipendenti: dalla sconfi-
nata Russia alla minuscola Armenia, poco 
più grande del Piemonte.
In qualche caso, territori che si sono visti 
negare l’autonomia sono ricorsi alle armi 
ma senza risolvere la questione della piena 
statualità. Cessate le ostilità, sono diven-
tati “conflitti congelati” (frozen conflicts): 
stati/non stati con propri governi e fron-
tiere sorvegliate da soldati veri, che però 
non possono controllare i passaporti per-
ché formalmente quei confini non esisto-
no. Un limbo giuridico che dura ancora 
oggi in zone come le regioni separatiste 
dell’Ossezia del Sud e della Abkhazia in 
Georgia, il Nagorno-Kharabak, repubblica 
autodichiarata indipendente nel 1991 ma 
ufficialmente parte dall’Azerbaigian, o la 
Transnistria, stato autoproclamato ma uf-
ficialmente parte della Moldova.
Pochi sono gli esempi di stati federali o re-
gionali nell’area. Solo la Federazione russa 
e la Bosnia-Erzegovina non hanno potu-
to fare a meno di dotarsi di una struttu-
ra federale. Nel primo caso il federalismo 

voluto da Boris Eltsin è stato visto come 
principale fattore della debolezza della 
Russia negli anni novanta e sostanzial-
mente smantellato da Putin. Nel caso del-
la Bosnia il federalismo è null’altro che un 
mantello formale imposto dalla comunità 
internazionale sopra una situazione di 
entità di fatto indipendenti e monoetni-
che: la Federazione croato-musulmana e 
la Repubblica serba.
Tra gli ordinamenti regionali, la sola Po-
lonia ha intrapreso un percorso di de-
centramento politico negli anni novanta, 
anch’esso prontamente arrestatosi.
I pochi tentativi di creare regioni auto-
nome hanno prodotto o situazioni al li-
mite dell’indipendenza, come la Crimea 
in Ucraina, o autonomie di carta. È il caso 
della minuscola Gagauzia, in Moldova, la 
cui autonomia è ridotta al lumicino, o del 
Karakalpakstan, formalmente una Repub-
blica autonoma dell’Uzbekistan che di fat-
to non esiste più.
Per contro, il diniego di autonomia territo-
riale ad aree che la chiedevano non ha evi-
tato che si formassero di fatto dei mini-
stati non riconosciuti. È il caso dei frozen 
conflicts, ma anche di territori pienamente 
integrati nella struttura dello stato come 
le regioni meridionali della Georgia a 
maggioranza armena (Samske-Javakheti) 
e azera (Kvemo-Kartli). Vallate che avver-
tono l’influenza georgiana solo quando 
i giovani vengono richiamati al servizio 
militare, ma che in ogni altro frangente 
hanno come riferimento i vicini stati ar-
meno e azero.

E gli altri stanno a guardare
Per la comunità internazionale, formata 
dagli stati ed espressione dei loro interes-
si, l’integrità territoriale è un dogma. Un 
dogma che immediatamente si applica 
ai nuovi stati che si formano per seces-
sione. La comunità internazionale soffre 
in parte di ciò che possiamo chiamare la 
“sindrome dello status quo”. E mentre è 

molto attiva in materia di tutela delle mi-
noranze all’interno degli stati esistenti, 
non sorprende che sia a dir poco cauta in 
materia di autonomia. La promuove quan-
do c’è già e la scoraggia quando non c’è. Ad 
esempio, le Nazioni unite hanno impedi-
to l’indipendenza del Kosovo nel 1999, ma 
l’hanno benedetta quando era una realtà 
di fatto pochi anni dopo (si veda articolo 
pagina 16).
Troppo spesso la comunità internazionale 
riflette una concezione semplicistica del 
federalismo e dell’autonomia, la cui lettu-
ra in chiave etnica è una delle più pesanti 
eredità del comunismo.

Dall’autogoverno al buon governo
Il timore che gli stati nutrono nei confron-
ti di federalismo e autonomia, e le ecces-
sive aspettative che molte minoranze vi 
ripongono, sono inversamente proporzio-
nali alla stabilità delle democrazie. Demo-
crazie stabili non temono l’autonomia, e 
una minoranza democratica non vi guarda 
come al primo passo per l’indipendenza. 
Federalismo e autonomia sono strumenti 
per la gestione delle complessità. Che non 
sono certo solo etniche, ma di funzioni. 
Un migliore governo di un territorio, con 
decisioni migliori perché prese al livello 
più opportuno e con strumenti efficaci, 
beneficia tutti coloro che in quel territo-
rio vivono. E allontana anche il rischio di 
conflitti etnici. Un approccio territoriale 
al federalismo e all’autonomia beneficia 
i gruppi etnici molto più di quanto un 
approccio etnico benefici un intero terri-
torio. Quando una concezione del federa-
lismo più funzionale e meno ideologica si 
diffonderà anche nell’area ex sovietica e 
in Europa centrale, orientale e balcanica, 
si assisterà anche lì a interessanti evolu-
zioni istituzionali.  ☁

Scrivi all’autore
francesco.palermo@eurac.edu
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I numeri del federalismo nell’ex blocco orientale
Föderalismus auf dem Westbalkan in Zahlen-Häppchen
 

75 von 192
Am 17. Februar 2008 proklamierte das Parlament in Kosovo 
die Unabhängigkeit des Territoriums von Serbien. Nur 75 der 
192 UN-Mitgliedstaaten haben die Republik Kosovo bislang 
als unabhängig anerkannt. Auch einige EU Mitgliedstaaten 
(z.B. Spanien) verweigern bisher die Anerkennung.

73
È  l’articolo della Costituzione moldava che in teoria 
riconosce alla regione della Gagauzia il diritto a legi-
ferare. Di fatto l’autonomia è oramai solo pro-forma. 

5
È il numero dei “conflitti congelati” nell’ex Unione sovieti-
ca. Sono situazioni di stallo venutesi a creare a seguito di 
lotte (fallite) per l’indipendenza. Al momento le armi sono 
deposte, ma le braci covano sotto la cenere. 
Transnistria (Moldova), Ossezia del Sud, Agiara e Abkha-
zia (Georgia) e Nagorno-Kharabak (Azerbaigian).



ACADEMIA #55 2/2011   21

83
La Russia, insieme alla Bosnia-
Erzegovina, rappresenta l’unico 
esempio di stato federale. Conta 
21 repubbliche, 2 città federali, 46 
province (oblast ), 9 territori (kraj) 
e 4 circondari autonomi (okrugs) 
per un totale di 83 soggetti federali.

25 a 430
La distanza che separa la città di Rustavi 
dalla capitale dell’Azerbaijan Baku (ca. 
430 km) è oltre 15 volte superiore a quella 
dalla georgiana Tiblisi (ca. 25 km). Eppure 
la regione di Kvemo-Kartli, solo sulla carta 
provincia della Georgia, si sente a tutti gli 
effetti azera.

92,8%
Der Wahlberechtigten stimmten 1992 in Bosnien und 
Herzegowina für den Austritt aus dem Staatsverband Ju-
goslawiens. Dann folgten drei Jahre Bürgerkrieg zwischen 
serbischen, kroatischen und bosniakischen Einheiten. Erst 
der Vertrag von Dayton schuf 1995 die föderale Republik 
Bosnien und Herzegowina, die allerdings bis heute häufig 
von ethnischen Auseinandersetzungen blockiert wird. 

6 1/2
Sind die Gebiete des ehemaligen Jugoslawiens, die heute unabhän-
gige Staaten sind. Nach den sechs Teilrepubliken hat Kosovo vor drei 
Jahren einseitig seine Unabhängigkeit erklärt. Serbien und etliche 
andere Staaten haben sie bis heute nicht anerkannt. Serbien betrach-
tet Kosovo nach wie vor als seine Autonome Provinz, genauso wie die 
Vojvodina im Norden. 

3
Jahre, nämlich bis zum Unabhän-
gigkeitsreferendum von Montenegro 
(21.05.2006), währte der Staatenbund 
Serbien und Montenegro und selbst 
das zum größten Teil nur auf Papier.

16
Dal 1999 la Polonia è suddivi-
sa in 16 voivodati. Tuttavia il 
processo di decentralizzazio-
ne dei poteri avviato negli anni 
novanta ha subito un brusco 
rallentamento. 
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FEDERALISmo E AmBIEnTE
Acqua

Labirinti liquidi
Tra riforme istituzionali, competenze 
a più livelli e iniziative popolari,  
la gestione delle risorse idriche è una 
questione intricata. Ecco secondo 
quali regole l’acqua arriva – o 
dovrebbe arrivare – ai nostri rubinetti. 

di mariachiara Alberton &
Ekaterina Domorenok 

I filosofi dell’antichità predicavano l’im-
portanza di ispirarsi all’acqua, che sem-
pre scorre senza temere ostacoli, certa di 
riunirsi in un corso eterno, calmo, chiaro. 
Oggi, di fronte alle voci intricate di una 
bolletta dei servizi idrici, questa immagi-
ne soave sfuma in un groviglio di interro-
gativi. 
Già, perché la gestione del cosiddetto oro 
blu è tutt’altro che fluida. Tanto per co-
minciare coinvolge più attori e istituzioni 
con competenze a volte intrecciate, dalla 
Unione europea ai comuni, dalle autorità 
di bacino ai consorzi di bonifica. Anche 
il quadro normativo è denso, tendente al 
paludoso. 
L’acqua è del resto un bene prezioso: per 
l’agricoltura, per il turismo, per la produ-
zione industriale, per l’equilibrio ambien-
tale del pianeta. Le pressioni e le rivendi-
cazioni in gioco sono sempre di più: regole 
adeguate devono bilanciarle e prevenire i 
conflitti.  

Prendiamo ad esempio l’acqua per uso 
domestico, una frazione dell’intero patri-
monio idrico da gestire. Prima di arrivare 
ai nostri rubinetti, l’acqua ha già percorso 
una lunga strada; e non solo attraverso le 
tubature.  
Il primo passo consiste nell’identificare 
tutte le risorse presenti sul territorio e 
programmarne gli usi. Verificare quanta 
acqua c’è, dove si trova e in che condizioni 
è. E poi calcolare quanta debba essere pro-

tetta in riserve naturali, quanta si possa 
destinare alla irrigazione dei campi, all’in-
nevamento artificiale, alla produzione di 
energia idroelettrica, al consumo privato 
e così via.
Con l’intento di razionalizzare tutta la 
normativa ambientale, nel 2006 il Codice 
ambientale (decreto  legislativo 152/2006) 
ha suddiviso lo stivale in distretti idro-
grafici. In tutto sono otto; la parte italiana 
della regione alpina, ad esempio, è com-
presa nel distretto del Po e nel distretto 
delle Alpi orientali. A capo ci sono le auto-
rità di bacino (le nuove autorità di distret-
to ancora non sono state designate e sono 
ancora operativi gli organi precedenti). 
Sono questi enti pubblici che devono sta-
bilire periodicamente lo stato delle risor-
se idriche e pianificarne le possibilità di 
impiego, tenendo conto di tutte esigenze 
locali e delle indicazioni statali. 
In questo complesso sistema di governo si 
inserisce l’organizzazione dei servizi idri-
ci locali. Il prelievo, la potabilizzazione e la 
distribuzione dell’acqua, il recupero me-
diante rete fognaria e la depurazione sono 
operazioni di competenza dei comuni. 
Fino alla metà degli anni novanta i co-
muni svolgevano il servizio direttamente 
oppure affidandolo ad aziende municipa-
lizzate o a imprese totalmente o parzial-
mente private. 
La legge Galli (36/94) ha cambiato le cose. 
I comuni non agiscono autonomamente. 
Si aggregano in autorità di ambiti terri-
toriali ottimali (AATO) che gestiscono il 
servizio idrico – e il sistema tariffario – su 
territori più ampi, il cui perimetro spes-
so coincide con i confini provinciali. Ad 
esempio l’ambito territoriale ottimale  
Brenta-Bacchiglione  è un consorzio di 73 
comuni e tre province venete.  
Oggi questo segmento del governo delle 
acque è ancora più frizzante. Nuove rifor-
me prevedono da un lato l’identificazione 
di nuovi soggetti cui demandare l’orga-
nizzazione e il controllo della gestione 

del servizio idrico locale e dall’altro lato 
nuove modalità di affidamento dei servizi 
pubblici. La legge n. 42/2010 ha stabilito la 
soppressione, entro il 27 marzo 2011 (con 
proroga fino a fine anno), delle autorità 
d’ambito territoriale, attribuendo alle re-
gioni il compito di individuare i soggetti 
cui devolvere le funzioni già esercitate 
dalle autorità di ambiti territoriali ot-
timali. Parallelamente, il decreto legge 
135/2009, noto come Decreto Ronchi, ha 
modificato radicalmente la normativa 
in materia di servizi pubblici locali, tra i 
quali quello idrico. Come modalità ordi-
naria, gli enti locali responsabili devono 
affidare i servizi tramite gara oppure de-
vono privatizzare parzialmente le società 
di proprietà pubblica. Lo svolgimento dei 
servizi in house deve invece essere una via 
eccezionale (si veda box).  Gli scenari isti-
tuzionali sono vorticosi e prevedono ulte-
riori trasformazioni. 

I filosofi potrebbero tornare utili. Bisogna 
fare come l’acqua: seguirli con calma, sen-
za lasciarsi intimorire da correnti e muli-
nelli normativi.  ☁

Il referendum 
Il 12 e 13 giugno gli italiani saranno 
chiamati alle urne. Il referendum 
proposto dal Forum italiano dei 
movimenti dell'acqua prevede due 
quesiti. 

1) Vuoi abolire l’obbligo di affidare 
con gara a privati o a società miste 
la gestione del servizio idrico?

2) Vuoi eliminare la cosiddetta quota 
di profitto sulla tariffa del servizio 
idrico (remunerazione per capitale 
investito)?

Scrivi alle autrici
mariachiara.alberton@eurac.edu
ekaterina.domorenok@eurac.edu 



ACADEMIA #55 2/2011   23

Stato

UE

Re
gi

on
i

Autorità

di Distretto /

Bacino

M
in

ist
er

o 

de
ll’A

m
bi

en
te

Azie
nd

e

mun
icip

aliz
za

te

Ministero

per i Lavori

Pubblici
Ministero

della Salute

Au
to

rit
à

d’
am

bi
to

Pr
ot

ez
io

ne
Ci

vil
e

Province
autonom

e
Po

liz
ia

Id
ra

ul
ica

ANPA

ISPRA

Co
ns

or
zi

di
 b

on
ific

a

Az
ie

nd
e

pr
iva

te

Comuni
ARPA



24   ACADEMIA #55 2/2011

FISKALFÖDERALISmUS
Nationalpark Stilfser Joch

F wie Flora, Fauna,  
Fiskalföderalismus
Der Nationalpark Stilfser Joch 
feiert seinen 75. Geburtstag und 
ist dennoch eine Neuheit. Seine 
rechtliche Umgestaltung zeigt, 
wie schwierig es ist, den neuen 
italienischen Fiskalföderalismus 
umzusetzen.

von Carolin Zwilling

Im Nationalpark Stilfser Joch bemerkt 
der Steinbock nicht, wenn er eine Landes-
grenze überschreitet. Das Gras in Nach-
bars Garten schmeckt ebenso gut. Dem 
Wanderer könnte es auffallen, wenn er 
die Wanderkarte wechseln muss und hof-
fentlich die richtige für den neu betrete-
nen Verwaltungssektor im Rucksack hat. 
Spätestens auf der Almhütte springt es 
in jedermanns Auge, wenn statt Knödel 
strangolapreti oder slinziga serviert werden. 
An sich ist dies alles nichts Neues. Den-
noch hat der Nationalpark Stilfser Joch in 
den vergangenen Monaten zahlreiche Ge-
müter zwischen Rom, Bozen, Trient und 
Mailand bewegt. Seine Neustrukturie-
rung ist ein historischer erster Schritt zur 
Umsetzung des Mailänder Abkommens 
und damit wurde der Nationalpark zum 
wichtigen Baustein des Südtiroler Models 
des neuen Fiskalföderalismus. 

Mit seinen fast 75 Jahren und 130.000 Hek-
tar, dem gesamten Gebirgsmassiv Ortler-
Cevedale, gehört der Nationalpark zu den 
ältesten und größten Schutzgebieten der 
Alpen. Bislang lag der Park ausschließlich 
im Aufgabengebiet des Staates und damit 

auch sämtliche Verwaltungskompeten-
zen. Nur bei der Finanzierung der jährli-
chen Ausgaben waren die Provinzen von 
Trient und Bozen und die Region Lom-
bardei, auf deren Territorien sich der Na-
tionalpark erstreckt, gefragt: Die letzthin 
benötigten zwei Millionen Euro kamen 
zu 75% aus ihren Kassen und nur noch ein 
Viertel deckten staatliche Finanzquellen. 
Als im Sommer 2010 die für alle National-
parks jährlich vorgesehenen 80 Millionen 
Euro auf nur noch 29 Millionen gekürzt 
wurden, schrillten überall die Alarmglo-
cken. „Neue Finanzmittel müssen her, 
ansonsten muss ich die Hälfte der Nati-
onalparks schließen“, ließ die zuständige 
Umweltministerin Stefania Prestigiaco-
mo verlauten.
Gerade auch wegen der schlechten Finanz-
ausstattung galt der Nationalpark Stilfser 
Joch schon lange als ineffizient und seine 
staatliche Verwaltung als schwerfällig. Es 
bestand von allen Seiten auffällige Einig-
keit darin, ihn zu kritisieren. 
Ein auf den ersten Blick einfacher Lö-
sungsweg scheint nun voll von großen 
und kleinen Stolpersteinen: die Dezen-
tralisierung und Übertragung aller Ver-
waltungskompetenzen vom Staat auf die 
autonomen Provinzen von Bozen und 
Trient und die Region Lombardei. Mit der 
Zuständigkeit kommt auch die Last der 
Finanzierung. Für die beiden autonomen 
Provinzen stellt dies jedenfalls kein allzu 
großes Problem dar. Infolge des Mailänder 
Abkommens, mit dem die Beteiligung der 
Provinzen am öffentlichen Finanzaus-
gleich geregelt wird (s. Beitrag S. 28), müs-
sen sie 40 der 100 Millionen Euro jährlich 
in Maßnahmen zur Entwicklung angren-

zender Gemeinden in den Regionen mit 
Normalstatut aufwenden. Schwierig war 
es, Rom davon überzeugt, dass der Fall 
des Stilfser Joch Nationalparks in diese 
Kategorie fällt, auch wenn nicht alle Ge-
meinden innerhalb der Parkgrenzen als 
„angrenzende Gemeinden“ bewertet wer-
den können. 
Zähe Verhandlungen folgten: zunächst 
in der 12er Kommission, in der Vertre-
ter von Staat und autonomen Provinzen 
die Durchführungsbestimmung für die 
rechtliche Übertragung ausgearbeitet 
haben; anschließend mit der zustän-
digen Umweltministerin Prestigiaco-
mo, die die Rolle des Staates nicht zu 
stark geschmälert sehen wollte; danach 
im Ministerrat, der erst nach weiteren 
kleinen Abänderungen der Durchfüh-
rungsbestimmung zugestimmt hat; und 
nun hat der Staatspräsident Napolitano 
nach monatelangem Warten sogar die 
Unterzeichnung der Durchführungsbe-
stimmung verweigert. Ein politischer 
Schock, weil dies noch nie vorgekom-
men ist. Verfassungsrechtlich betrach-
tet ist es einfach nur eine Rückkehr der 
Durchführungsverordnung. Der Stein 
des Anstoßes ist diesmal die Abände-
rung einiger Wortbestandteile während 
der Verhandlungen im Ministerrat. Dies 
hatte zur Folge, dass die Version der 12er 
Kommission und jene, der der Minister-
rat zugestimmt hat, nicht vollständig 
gleich sind. Laut Südtiroler Landesregie-
rung seien dies nur unbedeutende for-
melle Änderungen gewesen und daher 
eine Rückverweisung nicht notwendig. 
Doch der Staatspräsident legt das Auto-
nomiestatut restriktiv aus und verlangt, 
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dass das Einvernehmen zwischen der 
12er Kommission und dem Ministerrat 
einen identischen Wortlaut habe. Damit 
müssen nun auch diese kleinen Abände-
rungen erneut von der 12er Kommission 
abgesegnet werden, der Ministerrat wie-
derum derselben Durchführungsbestim-
mung zustimmen, damit erst dann die 
Neuregelung durch die Unterschrift des 
Staatpräsidenten rechtskräftig werden 
kann. Weitere Monate werden daher ins 
Land ziehen und die Nationalparkver-
waltung mit vielen Fragen zurücklassen.

In der Zwischenzeit beginnt die autonome 
Provinz Bozen schon mit den Vorarbeiten 
zur endgültigen Übernahme der Kompe-
tenz für ihren Verwaltungssektor. Eine 
Arbeitsgruppe soll den Informations-

fluss zwischen den betroffenen Südtiro-
ler Gemeinden und der Landesregierung 
sicherstellen und für eine gemeinsame, 
von allen Bürgern mitgetragene Neuge-
staltung sorgen. Zahlreiche Umweltak-
tivisten befürchten eine Zerstückelung 
des Parks und damit einen „gesetzlichen 
Flickenteppich“ zum Nachteil von Fauna 
und Flora. Der Kritik entgegnet man mit 
dem Versprechen, mit Trient und Mailand 
eng zusammenzuarbeiten. Eine überre-
gionale Arbeitsgruppe erarbeitet derzeit 
gemeinsame Rahmenregelungen, um die 
Ziele zwar autonom in allen drei Verwal-
tungssektoren, aber dennoch im gemein-
samen Geiste umzusetzen. In der Praxis 
wird es trotzdem einige Unterschiede 
zum Beispiel in der Organisation der Ver-
waltung geben. Die Provinz Bozen hat be-

reits seit langem ein Landesamt, welches 
alle Südtiroler Naturparks einheitlich ver-
waltet. Für jeden Naturpark ist ein Füh-
rungsausschuss eingesetzt, der sich aus 
Vertretern der gebietsmäßig betroffenen 
Gemeinden, der Naturschutzverbände, 
Vertretern der Grundbesitzer und einzel-
nen Fachressorts der Landesverwaltung 
zusammensetzt.

Manchmal haben Flora und Fauna viel 
mehr Einfluss auf Entscheidungen im 
Fiskalföderalismus, als man auf den ers-
ten Blick glauben mag.   ☁

Kontakt
carolin.zwilling@eurac.edu
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Chicche di federalismo 
fiscale in Europa

01 Tasse da cani
In Italia l'imposta sui cani era un tributo 
comunale istituito in epoca fascista e 
definitivamente abrogato in seguito alla 
riforma tributaria intervenuta negli anni 
settanta. In Svizzera questa tassa c'è 
ancora. Recentemente l'esecutivo del 
comune di Reconvilier (Canton Berna) 
ha intimato ai proprietari di cani di 
pagare i 50 franchi previsti immediata-
mente. O li farà uccidere tutti (i cani, si 
intende). 

02 Paese che vai, tasse che trovi
In Svizzera la pressione fiscale 
 gravante sulle persone fisiche può 
essere molto diversa – addirittura il 
doppio – a seconda del cantone di 
 residenza. Le differenze risultano  
ancora maggiori se si effettua il 
 confronto della pressione fiscale a 
livello comunale.

03 Comunicazione a ostacoli
Il Bundesland Bassa Austria ha istituito 
nel 2006 un’imposta sui ripetitori dei 
cellulari. Le resistenze a livello politico 
e della opinione pubblica sono state 
enormi, tanto che il Land ha dovuto fare 
marcia indietro.

04 Sapore di vacanza
La maggior parte dei cantoni svizzeri 
preleva una tassa sul turismo. A St. 
Moritz si va dai 1.5 franchi dell’ostello 
agli oltre 4 franchi di un albergo di 
media categoria. 

05 Rigore svizzero
In Svizzera le leggi fiscali dei cantoni 
vengono sottoposte a referendum 
popolare che può essere a seconda dei 
casi obbligatorio o facoltativo.

06 Vincere forte
In Spagna le entrate tributarie deri-
vanti dalla tassa sul gioco d’azzardo 
finiscono per intero nelle tasche delle 
comunità autonome, che determina-
no direttamente la base imponibile e 
l’aliquota del tributo. 

07 Bierpfenning
Fin dal Medioevo nelle città tedesche 
si raccoglieva una imposta sulla birra. 
Anche se ammonta a pochi cent, ogni 
anno i Länder tedeschi intascano qual-
cosa come 700 milioni di euro.

08 Due facce della stessa medaglia
Lo scontrino fiscale può essere uno 
spauracchio o una gentilezza, dipende 
da dove sei. In Italia serve per “obbli-
gare” gli esercenti a dichiarare l’intero 
guadagno e trasforma il consumatore in 
un controllore. Negli Stati uniti serve a 
documentare a chi finiranno i soldi dei 
contribuenti. Sulla ricevuta infatti sono 
elencate le suddivisioni dei tributi. 

09 Tassare con moderazione
In Spagna l’istituzione di tributi propri 
da parte delle comunità autonome 
è sottoposta a limiti particolar-
mente  stringenti, tanto che questi 
 rappresentano poco più dell’1% delle 
entrate regionali. 
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Was sie schon immer über den 
italienischen Fiskalföderalismus 
wissen wollten. Das Was, Wie, Wann 
und Warum einer Reform, von der 
viel geredet wird, die aber noch lange 
nicht vor ihrer Umsetzung steht.  

von Alice Valdesalici

nen Fiskalföderalismus, der medial aufge-
bauscht wird, um öffentliche Aufrufe ohne 
Substanz. Worin er tatsächlich besteht, ist 
nicht ganz klar. Wie er unser aller Leben 
verändern wird noch viel weniger. Die 
bislang erlassenen Gesetze sind nur ein 
winziger Teil der Reform (siehe Box S. 30). 
Doch nehmen wir einfach einmal an, der 
Fiskalföderalismus existiere bereits, und 
versuchen wir seine grundlegenden Züge 
zu beschreiben. 

Losungswort: Steuern und Abgaben 
Während bislang die Gelder vom Zent-
ralstaat an die Regionen geflossen sind, 
würde der Fiskalföderalismus nun das 
regionale öffentliche  Finanzwesen neu 
strukturieren. Es wird den lokalen Be-
hörden nicht nur ein Mehr an Entschei-
dungsmacht und -kompetenz übertra-
gen, die Regionen mit Normalstatut 
werden auch über eine größere Autono-
mie in Sachen Finanzressourcen verfü-
gen, um die ihnen zugetragenen Auf-
gaben zu erfüllen. Die Geldflüsse vom 

All jene Länder, die sich auf 
das römische Recht beziehen, 
bezeichnen mit „Abgabe“ und 
„Steuer“ zwei unterschiedliche 
Dinge. In der Umgangssprache 
tun wir das kaum. 
 
Abgabe
Die Summe, die der Staat, die 
Regionen, die lokalen Behör-
den einfordern, um die eigenen 
und die öffentlichen Kosten 
zu decken, beispielsweise Ici, 
Irpef, Irap. 
 
Steuer
Die Summe, die ein Privater 
für eine Dienstleistung an eine 
öffentliche Behörde entrich-
ten muss, beispielsweise 
Schulsteuern, die Steuern für 
den Reisepass, das Gesund-
heitsticket. 
 

Machen Sie folgenden Versuch: Geben Sie 
die Begriffe „italienischer Fiskalfödera-
lismus“ in die Suchmaschine Google ein. 
Sie werden über 1440 Resultate erhalten. 
Selbst wenn nicht alle Treffer aussagekräf-
tig sind, überrascht es doch, angesichts 
der Tatsache, dass die Reform in Italien 
noch lange nicht „genehmigt“, geschweige 
denn „umgesetzt“ ist. Alle reden davon, alle 
 schreiben darüber. Doch ist sie wirklich 
das Allheilmittel für eine kränkelnde Re-
gierung? Oder eher ein Schreckgespenst, 
das vor allem im Süden Italiens umgeht? 
Eines steht fest: Es handelt sich um ei-

Weit mehr 
 als das Fernsehen zu 
bieten hat!

1 IRAP 
Hierbei handelt es sich um eine regionale 
Steuer, die von Unternehmern und Frei-
beruflern auf den aus ihrer Erzeugung in der 
Region fließenden Nettowert erhoben wird. 
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Zentralstaat werden Schritt für Schritt 
abgebaut. Die Einnahmen werden wei-
terhin gewährleistet, zum einen durch 
eine Neuverteilung der Abgaben, die 
bereits in Beteiligung mit dem Staat 
geregelt sind (jene zwischen den Zent-
ralkassen und den lokalen Kassen) und 
zum anderen durch die Möglichkeit, 
den Anteil einiger Abgaben zu verschie-
ben bzw. neue Abgaben einzurichten. 
Schade nur, dass die bislang einge-
reichten Vorschläge nicht wirklich re-
volutionär sind. Das Menü an Abgaben, 
aus dem die Regionen wählen können, 
bleibt wie gehabt – selbst wenn ihnen 
eine größere Autonomie zugesprochen 
würde: Irap1, Irpef (Einkommenssteu-
er), Beteiligung an Iva (Mehrwert-
steuer). Und dann gibt es da noch eine 
wichtige Klausel: Die allgemeine Abga-
benlast darf nicht zunehmen. 
Die Regionen können eigene Abgaben 
einrichten wie etwa die regionale Ge-
bühr auf die staatliche Konzession zur 
Nutzung des öffentlichen maritimen 
Gutes, um einen Badestrand zu eröff-
nen.  Aber auch hier gibt es Einschrän-
kungen: neue Abgaben dürfen nicht 
jene Bereiche betreffen, die bereits vom 
Staat besteuert werden.  Was natürlich 
nur minimalen Spielraum lässt, wenn 
überhaupt. 

Die Klassenersten und Klassenletzten
Dank Fiskalföderalismus sollte es leich-
ter fallen, besonders umsichtige und ef-
fiziente Verwaltungen zu belohnen. Doch 
das Risiko, dass sich Italien in Regionen 
der Serie A und Serie B spaltet, ist nicht 
unbegründet. Im Gegenteil, es gibt jetzt 
schon den einen oder anderen, der sofort 
losstarten möchte, ohne auf die Zurückge-
bliebenen warten zu müssen, und einen 
Föderalismus mit „variabler Geometrie“ 
vorschlägt. Die Klassenersten, an der Spit-
ze Lombardei und Veneto, möchten mit 
dem Eurostar  durchstarten, die Nachzüg-
ler sollen schauen, wo sie mit der Regio-
nalbahn bleiben…

Das Robin Hood Prinzip
Apulien und die Toskana sind ungefähr 
gleich groß und haben fast die gleiche 
Einwohnerzahl. Die öffentlichen Dienst-
leistungen, welche beide Regionen ge-
währleisten müssen, sind im Großen und 
Ganzen dieselben. Aber die Infrastruk-
turen, die sozialen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Bedingungen sind vollkom-
men unterschiedlich. Das geht sogar so 
weit, dass im Biennium 2006/2008 die 
Pro-Kopf-Einnahmen am Stiefelstöckel 
um ein Drittel geringer ausgefallen sind 
als im Land der Etrusker. Und genau des-
halb sieht die Reform des Fiskalfödera-

lismus einen Ausgleichsmechanismus 
vor, damit sich die Schere zwischen den 
„reichen“ und „armen“ Regionen nicht zu 
weit öffnet. Die besserstehenden Regio-
nen zahlen in einen Fonds ein, der dazu 
dient, die Kassen jener Behörden aufzu-
bessern, die in Schwierigkeiten sind. Ziel 
ist es, allen Bürgern – unabhängig von 
ihrem Wohnort – ein Mindestmaß an öf-
fentlichen Dienstleistungen in den wich-
tigsten Bereichen zu gewährleisten – also 
in Sanität, Bildung und Sozialfürsorge.
Wie aber soll festgelegt werden, was eine 
vernünftige Ausgabe für eine bestimmte 
Dienstleistung ist?

An Euros lässt sich nicht rütteln
Vergangenen Sommer kam es zum 
Spritzen-Skandal. Laut Bericht des Wirt-
schaftsministeriums kostete eine Sprit-
ze in Sizilien fast doppelt so viel wie in 
der Toskana: also mindestens 5 Cents 
gegenüber 3 Cents. Nun ist Sizilien zwar 
eine Insel, und man könnte damit argu-
mentieren, dass der Transport dorthin 
schwieriger sei, aber ein derart großer 
Unterschied ließe sich damit auch nicht 
rechtfertigen. Um zu funktionieren, muss 
der Fiskalföderalismus wissen, wie viel 
eine Spritze Wert ist, wie viel sie also kos-
ten darf. Dasselbe gilt für einen Choleste-
rintest, eine Schultafel usw. Es müssen ▶ 
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daher Standardkosten festgelegt werden. 
Alle reden darüber, aber niemand weiß 
genau, wie sie berechnet werden können 
(nicht einmal der Gesetzgeber selbst). 
Mit Sicherheit wird man schrittweise 
vom Kriterium Abschied nehmen müs-
sen, das bislang angewandt wurde. Die 
territorialen Behörden wurden aufgrund 
ihrer „historischen Ausgaben“ finanziert, 
also aufgrund der Kosten, die schon in 
den vorangegangenen Jahren gedeckt 
worden waren. Auf diese Weise erhielten 
jene mehr Geld, die in der Vergangenheit 
mehr ausgegeben hatten und nicht jene, 
die besonders sparsam waren.  Mit der 
Reform müssen die Kosten der öffentli-
chen Dienstleister für alle gleich beziffert 
werden. Regionen und Gemeinden müs-
sen aufgefordert werden, mehr auf ihre 
Ausgaben zu achten. Wenn also eine Ge-
sundheitsbehörde nicht über ausreichend 
Geld verfügt, um Spritzen zu kaufen, wird 
ihr der Staat unter die Arme greifen. Aus-
gezahlt werden aber nur die errechneten 
Standardkosten für eine Spritze. 
Das Risiko? Wenn als Referenz nur die 
effizienteste Region herangezogen wird, 
dann werden nicht alle Regionen in 
der Lage sein, die eigenen öffentlichen 
Dienstleistungen zu den Standardkosten 
anzubieten. 

Ich wähle dich nicht mehr
Nehmen wir einmal an, Herr Rossi, Ge-
neraldirektor der Sanitätsbetriebe der 
Region XY, verprasst öffentliche Gelder, 
indem er eine Firma mit der Belieferung 
von Krankenhauszubehör beauftragt, das 
eindeutig zu teuer und vielleicht auch 
nicht auf dem letzten Stand der Dinge ist. 
Geht die Rechnung zum Jahresende nicht 
auf, war es bisher so, dass der Staat für die 
Schulden aufkam. Mit dem Fiskalfödera-
lismus werden die Folgen einer Misswirt-
schaft direkt auf die Bürger zurückfallen. 
Kaum vorstellbar also, dass der Präsident 
der Region XY wiedergewählt wird. Vor al-
lem weil der Gesetzesentwurf  eine Sankti-
on vorsieht, wonach ein Präsident bei nach-
weislich schlechtem Regieren unwählbar 
wird, und der Generaldirektor Rossi von 
seinem Amt zurücktreten muss. Fazit: 
Der Fiskalföderalismus hätte also einen 
nicht unwichtigen Nebeneffekt: er würde 
Politiker und Führungskräfte der lokalen 
öffentlichen Verwaltung zu mehr Verant-
wortlichkeit zwingen. 

Regionen in der Poleposition
Wenn der Fiskalföderalismus für die Re-
gionen mit Normalstatut langsam voran-
schreitet, dann vollzieht er sich für jene 
mit Sonderstatut umso schneller, vor al-
lem für die nördlichen Regionen. Die Au-
tonomen Provinzen Trentino und Südti-
rol waren die ersten, die am 30. November 
2009, in Mailand, ein Abkommen mit der 
Regierung aushandelten, gefolgt von Friu-
li Venezia Giulia und Valle d’Aosta. 
Das sogenannte Mailänder Abkommen, 
das auch ins Autonomiestatut von Trenti-
no/Südtirol aufgenommen wurde, be-
stätigt auf der einen Seite die besondere 
Finanzautonomie, über welche Regionen 
mit Sonderstatut und autonome Provin-
zen verfügen, und verpflichtet sie auf der 
anderen am öffentlichen Finanzausgleich 
teilzuhaben. Worin aber besteht dieser?
Zunächst einmal im Verzicht auf eine 
Einnahmequote, die bislang von den zen-
tralen Kassen (vor allem auf die variable 
Quote) ausbezahlt wurde. Darüber hinaus 
kann der Zentralstaat rund 100 Millionen 
Euro im Jahr pro Provinz mit Sondersta-
tut einsparen. Trient und Bozen etwa fi-
nanzieren einige Initiativen und Projekte 
in angrenzenden Nachbargemeinden mit 
Normalstatut (vgl. Beitrag S. 32). Vor allem 
aber haben die beiden Provinzen die Aus-
übung und Kosten einiger Funktionen 
zum Nulltarif für den Staat übernommen. 
Ein Beispiel ist die Universität Trient. 
Dem Trentino wird nicht nur das Ma-
nagement der Universität, sondern auch 
die Finanzierung derselben übertragen. 
Südtirol wiederum übernimmt die Kosten 
für den Bau des neuen Gefängnisses, einer 
staatlichen Infrastruktur auf Provinzter-
ritorium. 
Auf diese Weise leisten die Autonomen 
Provinzen von Trient und Bozen einen 
nationalen Finanzausgleich. Mit einem 
beachtlichen Vorteil: Anstatt Geld in den 
undurchschaubaren Kessel des öffentli-
chen Staatshaushaltes zu werfen, stärken 
die autonomen Provinzen ihre eigene Au-
tonomie. Sie übernehmen neue Funktio-
nen und können so selbst und autonom 
entscheiden, wie viel sie ausgeben wollen, 
aber auch welche Art der Dienstleistung 
sie den eigenen Bürgern bieten wollen.  ☁

Kontakt
alice.valdesalici@eurac.edu

Die Etappen
 · 2001 Reform des Titel V der 
italienischen Verfassung. Im 
reformierten Artikel 119 heißt es: 
Die Gemeinden, die Provinzen, 
die Hauptstädte und die Regionen 
sind in ihrer Haushaltswirtschaft 
bezüglich Einnahmen und Ausga-
ben selbständig. 

 · 2009 Das Gesetz 42/2009 soll 
helfen, Artikel 119 umzusetzen. Es 
legt sogar eine zeitliche Abfolge 
für seine Umsetzung fest. 

 · Innerhalb mai 2011 sollte die 
Regierung den Fiskalföderalismus 
mit Hilfe von Durchführungsdekre-
ten umsetzen. Bislang wurden nur 
vier von acht erlassen: 1) jenes, 
das Gemeinden, Provinzen, groß-
städtischen Ballungszentren und 
Regionen eigenes öffentliches Gut 
zuweist (federalismo demaniale), 2) 
jenes zur Hauptstadt Rom, 3) jenes 
zu den Standardbedürfnissen der 
Gemeinden und Provinzen und 4) 
jenes zum Gemeindeföderalismus. 

Fiskalföderalismus-Tagung  
an der EURAC 
Wie wird Fiskalföderalismus 
anderswo auf europäischer und 
internationaler Ebene umgesetzt? 
Gibt es Erfolgsmodelle, die über-
nommen werden können? Welche 
Zukunft zeichnet sich für Regionen 
und Provinzen mit Sonderstatut ab? 
Dies waren die Kernpunkte, die auf 
der Konferenz „Herausforderung 
Fiskalföderalismus“, am 17. und 18. 
Februar 2011, an der EURAC dis-
kutiert wurden. Nationale und inter-
nationale Experten nahmen an der 
Tagung teil. Es referierten u.a. Mario 
 Bertolissi, Professor an der Univer-
sität Padua, Giancarlo Pola, Mitglied 
der paritätischen Fachkommission 
zur Durchführung des Fiskalföderalis-
mus und Vertreter des Ministeriums 
für Rechtsvereinfachung, Henrik 
Scheller von der Stiftung Bertels-
mann und Gisela Färber, Professorin 
an der Deutschen Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer. 
Die zweitägige Konferenz wurde mit 
einem runden Tisch zum Fiskalfö-
deralismus abgeschlossen, der von 
Francesco Palermo, dem Leiter des 
EURAC-Instituts für Föderalismus- 
und Regionalismusforschung,  
moderiert wurde. Schwerpunkt  
der Gesprächsrunde war die  Situation 
in Südtirol. Die  Tagung wurde von 
der Stiftung der  Sparkasse Trient und 
Rovereto unterstützt.
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Il bruco diventa farfalla?
Il metodo è a dir poco originale: 
snellire l'amministrazione del territorio 
dando vita a nuovi enti pubblici. 
Le comunità di valle recentemente 
istituite in Trentino sono sotto i 
riflettori. Il giudizio rimane sospeso in 
attesa dei primi risultati.

di Sara Parolari

Non potevamo proprio farne a meno? Ser-
viranno o saranno l’ennesimo spreco di 
denaro pubblico? Questi i dubbi di tanti 
trentini chiamati lo scorso 24 ottobre a 
eleggere presidenti e membri delle neo-
nate comunità di valle, nuovi enti pubbli-
ci locali costituiti in sostituzione dei vec-
chi comprensori. A giudicare dalla scarsa 
affluenza alle urne (solo il 44%, la percen-
tuale più bassa nella storia del Trentino), 
si direbbe siano prevalsi disinteresse e 
scetticismo.
Ma ripercorriamo la storia dal principio. 
La riforma istituzionale introdotta dalla 
Provincia autonoma di Trento nel 2006 ha 
disposto il trasferimento ai comuni di tut-
te le funzioni amministrative che non ri-
chiedano l’esercizio unitario a livello pro-
vinciale. Vale a dire la gestione di settori 

strategici e particolarmente sensibili per 
la cittadinanza, come le politiche sociali, 
l’edilizia abitativa pubblica, l’urbanistica e 
l’assistenza scolastica.
I comuni possono affrontare questi com-
piti singolarmente oppure in forma asso-
ciata. Come? Qui sta la grande novità della 
riforma. La creazione di un nuovo ente 
intermedio che raggruppa più comuni: la 
Comunità di valle. Quindici in totale, dal-
la più piccola formata da cinque comuni, 
la Comunità della Paganella, a quella più 
grande, quella delle Giudicarie, con 39 mu-
nicipi aggregati.
Non si tratta del primo tentativo di dare 
vita a organismi a metà strada tra comuni 
e provincia. I comprensori erano stati isti-
tuti nel 1973 con lo stesso intento. I trentini, 
però, non ne erano affatto contenti. Ora ci 
si domanda se potranno esserlo delle co-
munità di valle. È legittimo chiedersi se 
queste possano essere una efficace alterna-
tiva o se non siano invece una soluzione di 
compromesso che il consiglio provinciale 
ha escogitato perché incapace di ridurre il 
numero dei – forse troppi – comuni. 
Le comunità di valle hanno organi forma-
ti per due quinti da membri nominati dai 
comuni e per la restante parte, contraria-
mente ai comprensori, da membri eletti 
direttamente. Aumenta così il carattere 

rappresentativo delle comunità. Ma la 
medaglia ha una doppia faccia. Il numero 
di persone coinvolte può essere molto alto. 
Ad esempio la Comunità delle Giudicarie 
vanta una assemblea con 99 membri: 39 
rappresentanti dei comuni, più 59 eletti 
e un presidente. Questo lascia presagire 
l’inconcludenza, se non la vera e propria 
paralisi del nuovo ente. Per non parlare 
dell’inevitabile rischio dell’aumento dei 
costi della politica. Il personale delle co-
munità dovrebbe essere quello dei prece-
denti comprensori, nonché personale tra-
sferito dai comuni o dalla provincia senza 
costi aggiuntivi per il contribuente. Ma un 
nuovo livello istituzionale significa anche 
la moltiplicazione di poltrone, assessori e 
consiglieri e, di conseguenza, di spese. 
Così si spiega la riluttanza della cittadi-
nanza: pochi hanno compreso il senso 
di questi nuovi enti quando nel Paese si 
parla da tempo di semplificare le istitu-
zioni, abrogando le province e riducendo 
il numero dei comuni, per eliminare gli 
sprechi in tempi di crisi economica. Per il 
momento, la farfalla ancora non è uscita 
dal bozzolo.  ☁

Scrivi all’autrice
sara.parolari@eurac.edu
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Die unwiderstehliche 
Verführungskraft der 
Sonderautonomie 
In Italien sprechen sich Provinzen 
und Gemeinden, die an Regionen 
mit Sonderstatut angrenzen, immer 
häufiger für einen Anschluss an den 
wohlhabenderen Nachbarn aus. 
Doch zwischen Wollen und Können 
liegt ein rechtlich-politischer Abgrund.  

von Cristina Fraenkel-Haeberle

Vor kurzem sorgte die Provinz Belluno 
für Schlagzeilen: Sie wollte von der Regi-
on Veneto zur autonomen Region Trenti-
no-Südtirol wechseln. Bereits in den 
letzten Jahren hatten dies rund dreißig 
Gemeinden versucht (darunter Cortina 
d’Ampezzo im Oktober 2007). Sie woll-
ten sich von ihren Ursprungsregionen 
mit Normalstatut verabschieden, um 
autonomen Regionen (Aostatal, Friaul-
Julisch Venetien und Trentino-Südtirol) 
beizutreten. Hauptgrund dafür ist die im 
Vergleich deutlich großzügigere Finanz-
ausstattung der Sonderautonomien. In 
Volksabstimmungen hatte sich die Lokal-
bevölkerung stets mit überwältigender 
Mehrheit für die „Sezession”, also für die 
Trennung von der Ursprungsregion und 
für den Anschluss an eine autonome Re-

gion ausgesprochen. Danach blieb jedoch 
alles beim Alten. Warum? 
Das Verfahren für einen „Umzug“ in eine 
andere Region ist komplex und langwie-
rig. Die italienische Verfassung sieht dafür 
eine Volksabstimmung vor, in der sich die 
Mehrheit der Bevölkerung der betroffenen 
Provinz oder Gemeinde für den Wechsel 
aussprechen muss. Nach diesem ersten 
Schritt muss jedoch nach Anhörung der 
jeweiligen Regionalversammlungen be-
ziehungsweise der jeweiligen Landtage ein 
Staatsgesetz verabschiedet werden. Im Fal-
le der Angliederung an Regionen mit Son-
derstatut muss dies ein Verfassungsgesetz 
sein, da die Gebietsänderung gleichzeitig 
eine Änderung eines Autonomiestatuts 
bedeutet, welches den Rang eines Verfas-
sungsgesetzes hat. Verfassungsänderun-
gen benötigen jedoch besondere Mehrhei-
ten und zwei getrennte Abstimmungen in 
beiden Kammern.
Dieses ewig lange und obendrein so gut 
wie aussichtslose Verfahren macht die 
positiven Volksentscheide praktisch wir-
kungslos. Als der Unmut der an die wohl-
habenden autonomen Regionen gren-
zenden Nachbargemeinden immer lauter 
wurde, beschloss man daher einen ande-
ren Weg zu beschreiten.  Bereits 2007 traf 
die Autonome Provinz Trient mit der Regi-

on Veneto eine Vereinbarung: Trient stellte 
10 Millionen Euro bereit für gemeinsame 
Projekte und Initiativen mit angrenzen-
den Gemeinden. 2009 folgte das soge-
nannte Mailänder Abkommen zwischen 
dem Finanzminister Tremonti und den 
autonomen Provinzen. Darin werden von 
Trentino und Südtirol jeweils 40 Millionen 
Euro für Projekte in Grenzgemeinden vor-
gesehen. Ziel ist es, für ein harmonischeres 
Miteinander in den Übergangsgemeinden 
zwischen zwei Regionen zu sorgen. 
Doch allein reicht das wohl nicht, wie der 
Fall Belluno zeigt. Hier geht von der Son-
derautonomie weiter eine unwidersteh-
liche Anziehungskraft aus (wegen gut 
ausgebauter Infrastrukturen, effizienter 
öffentlicher Verwaltung, bürgernaher Or-
ganisation). Zwar scheint derzeit die „Se-
zession” von Gemeinden und Provinzen 
weder rechtlich noch politisch praktika-
bel, ob die angebotenen realpolitischen Al-
ternativen allerdings adäquate Antworten 
auf das Streben nach Differenzierung und 
lokaler Selbstbestimmung geben können, 
wird sich erst mit der Zeit herausstellen … 
ist allerdings zu bezweifeln.  ☁

Kontakt
cristina.fraenkel@eurac.edu
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Making 
a Federal 
Case 
of It
It’s already infiltrated 25 of the 
world’s 193 nations and conquered 
more than half the planet. Sound 
terrible? For some, federalism is a 
major threat to territorial integrity 
and political power. But since their 
arrival to the world stage, less 
than 250 years ago, the forces of 
decentralisation have arguably been 
one of the most effective ways of 
democratising political power. And its 
impact is being felt everywhere. We 
asked four experts from around the 
world about the role of federalism in 
their countries, and why we should 
be investing more into its potential. 
G. Alan Tarr explains how American 
states can be incubators of good 
ideas at the federal level; South 
African Nico Steytler tells us why 
he thinks federalism will prevail in 
his country, despite its rocky start; 
Australian Cheryl Saunders suggests 
federalism could help a world fed up 
of its national leaders; and finally, 
Britain’s David Grace offers his view 
on the ‘remarkable’ European Union, 
and why the UK is so EU-shy.

Interviews by Peter Farbridge

01

G. Alan Tarr – The United States

First of all, why are you a federalist?
Alan Tarr: Diversity is one of the hardest 
questions political leaders are facing in 
the 21st century. Federalism is one of the 
means by which to deal with it that avoids 
oppression and opens up possibilities for 
dialogue. 

Given its name, the ‘United States’, one gets 
the sense that the states have always played a 
prominent role in your federal system. 
Tarr: The US began as a series of separate 
colonies before it gained its independ-
ence, and the primary allegiance that 
people had for decades after was to their 
state rather than to the nation as a whole. 
In 1785, Thomas Jefferson, in his Notes on 
the State of Virginia refers to the state as his 
‘country’, which is striking, coming from 
one of the authors of the Declaration of 
Independence. 

Did that initial state allegiance translate into 
an overall stronger state role in US federalism?
Tarr: Over time the United States became 
more centralized in its policy-making. The 
16th Constitutional Amendment, which 
gave the federal government power to im-
plement an income tax, allowed it to give 
out grants to the states and thereby influ-
ence their policies. Nonetheless, the states 
have a distinctive role to play. They take the 
lead in a number of areas, ranging from 
welfare reform and health care to environ-
ment and education. In the US, one state 
learns from a neighbouring state, creating 

a kind of horizontal federalism. The states 
can also be ‘laboratories’ for policies adopt-
ed on the broader federal level. For example, 
George W. Bush’s federal education initia-
tive of 2002, the ‘No Child Left Behind’ Act, 
built upon education innovations already 
occurring at the state level. 

So these are some of the advantages of federal-
ism in the US, but what are the challenges?
Tarr: When you introduce federalism, you 
introduce complexity—multiple levels of 
government and multiple interactions 
among those levels. In order to make it 
function well you have to be attentive 
to how the system is working and what 
changes could be made to improve it, 
and be not only descriptive, but prescrip-
tive. This is why studies in federalism are 
very important on an international level 
as well, as they provide an opportunity to 
look at what has happened beyond one’s 
borders and to be able to emulate what 
makes sense and avoid errors other coun-
tries have made. 

So you see a continuing role for federalism in 
the world? 
Tarr: The idea of the nation-state doesn’t 
correspond with the reality now. Differ-
ences within populations are going to be 
there and have to be dealt with. When you 
try to wipe out these differences you just 
aggravate the problem and tensions. The 
advantage of federalism is that it offers a 
possibility to recognize them and create 
outlets that give reasons to stay together 
rather than move apart.  ☁

G. Alan Tarr is the Director of 
the Center for State Constitutio-
nal Studies and Distinguished 
Professor of Political Science 
at Rutgers University-Camden, 
New Jersey (USA).

01 G. Alan Tarr
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nico Steytler has been Director 
of the Community Law Centre of 
the University of Western Cape. 
He is the current president of 
the International Association 
of Centers for Federal Studies 
(IACFS).

nico Steytler – South Africa

Why are you a federalist?
Nico Steytler: Actually I don’t consider 
myself a federalist: I am more of a propo-
nent of decentralization. I tend to follow 
the Ron Watts school of thought, in which 
federalism is not an ideology, but rather a 
practical measure to deal with practical 
problems. 

Is that a reflection of your own South African 
experience of federalism?
Steytler: Federalism is a contentious 
theory in South Africa. In 1994, when 
apartheid was abolished and a new con-
stitution was being written, the ANC was 
reluctant to establish the provinces. They 
felt that the history of decentralized gov-
ernment was tainted by the ethnically-
divided territories of apartheid. When the 
ANC finally agreed to the creation of prov-
inces, they adopted the centralist Ger-
man notion of cooperative government 
in which the federal government was the 
main legislative body and the provinces 
would implement that legislation.

How has it worked?
Steytler: In effect, good governance has 
been problematic with some of the prov-
inces. In 2007 the ANC put the future of 
the provinces onto their political agenda, 
and offered three choices: abolish the 
provinces, redefine their role, or reduce 
their number. They are about to appoint a 
presidential review commission, and they 
must make their choice by the next elec-
tion in 2014.

What do you think will be the outcome of this?
Steytler: My prediction is that there will 
no major change, due to a strong vested 
interest in the provinces from within the 
ANC. Even if there were no ideological be-
lief in federalism, you would have great 
difficulty to do away with the political 
class that has developed. At most perhaps 
they might dissolve two of the most trou-
bled provinces, the Northern Cape and 
North West. 

Considering South Africa’s own tenuous ex-
perience with federalism, how relevant do you 
think that federalism is in Africa in general? 
Steytler: In Africa there is a huge renewal 
of interest. It’s being used as a peacemaking 
tool to find a level of self-rule on an ethnic 
basis. For the first time, a country has voted 
to secede—southern Sudan. Secondly, there 
is a developmental, diluted form of federal-
ism that is growing in the form of a strong 
decentralization. Kenya, for example, has 
adopted a devolved system of government 
to be implemented over three years. 

It would seem that with all these practices of 
federalism emerging in Africa, this continent 
would be a good place to observe its different 
applications.
Steytler: Unfortunately there are a limit-
ed number of people here to do this. There 
needs to be more investment in federal 
studies so we can have a more rounded de-
bate. And we need to show how it touches 
people’s lives directly, and what values 
you can draw from it. Federalism needs 
to be real for people, not just a formula for 
the distribution of funding.  ☁

Cheryl Saunders – Australia

Why are you a federalist?
Cheryl Saunders: I’m a federalist mostly 
because I believe in checks and balances 
in the exercise of public power. Federal-
ism is one way of achieving this. But it 
has other advantages as well. At its best, 
it enhances democracy, especially in large 
or divided states.

Have checks and balances kept political power 
balanced in Australia?
Saunders: Australia began as a series 
of separate colonies. The federation was 
formed by bringing together distinct re-
gions with systems of government and 
peoples of their own. Initially, it was highly 
decentralised. It has become progressively 
more centralised since. But even so, the 
federal division of power and the existence 
of distinct institutions for two spheres of 
government provide significant checks 
and balances. The evolutionary trend is not 
all one way; there is tension between cen-
tral and more local forces.

Could the centralizing forces in Australia mean 
that the original reasons for confederation, 
such as geographic distance, have lost their im-
portance?
Saunders:  Distance still matters in Aus-
tralia, in spite of advances in communi-
cation and transportation. Our national 
capital, Canberra, is in the southeast cor-
ner of the mainland, four or five hours by 
air from cities in the north and the west. 
So federalism is relevant for effective de-
mocracy. In addition, Australia has a par-

02 Nico Steytler
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Cheryl Saunders is a laureate 
professor at the University of 
Melbourne, holds a perso-
nal chair in law, and was the 
foundation Director of the Centre 
for Comparative Constitutional 
Studies. She is currently the 
President of the International As-
sociation of Constitutional Law. 04

David Grace is the Secretary 
of the James Madison Trust, 
a charitable educational trust 
which promotes federal studies 
in the United Kingdom.

liamentary system in which government 
shifts between two strong political parties 
and is not constrained by a constitutional 
bill of rights.  There would be an overcon-
centration of power at the national gov-
ernment in Australia were it not for the 
federal form of government. 

In your career you’ve been called upon to speak 
internationally on constitutional matters. For 
you, how is federalism relevant to the rest of the 
world?
Saunders: Federalism is relevant to the 
ethnic and social divisions within states 
that are features of the world of the 21st 
century. Terrible clashes have taken place 
in Sri Lanka between the Sinhalese and the 
Tamils. It really cries out for some sort of 
federal solution. Federalism also offers us 
an opportunity to enhance democracy at a 
time of widespread cynicism about politi-
cians and concern that government is too 
remote from people. Of course cynicism 
can be exaggerated and local levels of gov-
ernment have weaknesses as well. Never-
theless, federalism sets up what can be 
healthy competition between spheres of 
government and provides more localised 
governments that can be more respon-
sive to the needs of the communities they 
serve.   ☁

David Grace – UK

Why are you a federalist?
David Grace: In a word: ‘peace’. We live in a 
continent that has been devoted to war for 
centuries. There will always be conflicts, but 
we need to have non-violent ways to resolve 
these, and federalism is an important one. 
 
As a Brit, you’re a bit of an exception to your 
country’s opinion of federalism. Why is federal-
ism so poorly viewed there? 
Grace: Britain’s created more federations 
around the world than any other country. 
But our current politicians and appalling 
print media regard federalism as an alien 
concept. The ethos of nationalism has such 
a strong grip in this country that people 
here can only imagine the European Union 
as a large centralized nation. 

Why is this?
Grace: Change is frightening. Politicians 
have devoted their lives to climbing a 
greasy pole that is national power, and 
having reached the top of that pole, per-
haps giving it away is not what appeals to 
them. Altiero Spinelli, one of the founding 
fathers of the EU, thought that World War 
II served to strengthen national structures 
in Britain while weakening them in other 
European nations, which has made Brit-
ain more resistant to the idea of a union. I 
think there’s some truth in that.

The history of the EU has been far from smooth. 
How do you regard its performance and prospects? 
Grace: The European Union is an extraor-
dinary achievement in creating a level of 

international government by democratic 
means. Whilst it’s very frustrating at times, 
what has been achieved in 50 years is re-
markable. It’s quite remarkable that dur-
ing the last global financial crisis Germany 
agreed to bail out another country to provide 
the guarantees it needs. You can’t imagine 
this happening even 10 years ago in Europe. 

What’s your perception of Italy’s process of fed-
eralisation?
Grace: I think that Italy has always un-
derstood the need to federalise. One of 
the things I notice about Italy is that the 
central government is in such disrepute 
these days among Italians that they may 
be much happier to see a greater degree of 
devolution of powers to the regions. 

Is it irreversible?
Grace: The process is slow and complex, 
but as long as it continues from year to year 
it’s not likely to be reversed. 

You manage the only funder of federalism studies 
in the UK. Why do you think money and energy 
must be devoted to this type of study? 
Grace: Many of the most dangerous and 
seemingly unsolvable conflicts around the 
world have arisen because partition has 
been seen as the solution, rather than feder-
ation. In Britain we have many universities 
with centres for peace and conflict resolu-
tion, but there is only one Centre for Federal 
Studies, which we founded at the Univer-
sity of Kent. I think that governments and 
universities and students should be invest-
ing money to study federal solutions, not 
just the conflicts, but the solutions too.   ☁

03 Cheryl Saunders 04 David Grace
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Canada
The new Canadian federal 
territory known as Nunavut, 
established in 1999, has 
supported a continuous Inuit 
population for approximately 
4,000 years, and is currently 
the fifth-largest country 
subdivision in the world.

Spain
During the 1970s in Spain, 
decentralisation had been 
occurring at such an inten-
se pace that it ended with 
a military coup attempt in 
February 1981.

Spanish politicians would 
opt for greater top-down 
control from thereon in.

US 
When Hurricane Katrina hit 
New Orleans in 2005 there 
was delay in the rescue work 
due to confusion between 
the state and federal 
governments about who was 
responsible for the disaster

South America
Although two of South 
America’s federal coun-
tries, Argentina and Brazil, 
adopted their first federal 
constitutions relatively 
early—in 1853 and 1889—, 
decades of authoritarian 
rule squashed their federal 
structures until their eventual 
return to democracy in the 
mid-80s.

Federal Countries
of the 193 countries in the world, only 25 are considered federal.  
Yet they encompass over half the globe's territory, as can be seen  
in this world map of federal countries.
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Australia
Rumblings of succession 
were heard again from 
Western Australia recently, 
after the federal government 
proposed a new tax on 
natural resources. In 1933, 
the reticent Australian state 
voted to secede, but the vote 
was not recognized by the 
British parliament.

Russia
The Russian federation is 
home to 160 different ethnic 
groups and indigenous 
peoples.

South Africa
Joseph Zuma, the President 
of South Africa, was recently 
quoted as saying that white 
Afrikaaners need to look for 
a “spiritual home” in South 
Africa and let go of their 
desire to create their own 
independent state outside 
the federation.
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Wenn Grenzen 
zerfließen
Grenzüberschreitende 
Zusammenarbeiten gibt es nicht 
nur innerhalb der EU. Die Zahl 
der Grenz-Kooperationen steigt 
auch zwischen EU und nicht-EU 
Ländern. Warum sie wichtig sind, 
aber nicht immer bis ins letzte Detail 
funktionieren, wird im folgenden 
Beitrag erklärt.

von Paulina m. Borowska & 
Anja Schröder

In der dänisch-schwedischen Grenzre-
gion Öresund können Studenten Vorle-
sungen an insgesamt neun Universitäten 
diesseits und jenseits der Meeresenge be-
suchen. Die Universitäten und Fachhoch-
schulen haben sich zum sogenannten 
Öresund Campus zusammengeschlossen. 
Ziel der grenzüberschreitenden Bildungs- 
und Forschungsinitiative ist es, die ge-
meinsame Identität der „Öresunder“ zu 
stärken. Als noch bekannteres Beispiel 
der Zusammenarbeit in dieser Grenzre-
gion gilt die Öresund Brücke, die Kopen-
hagen mit den Vororten Malmös verbin-
det. Die acht Kilometer lange Anbindung 
Skandinaviens an das Straßen- und Schie-
nennetz Zentraleuropas hat eine immen-
se Bedeutung. Politiker und Wirtschafts-
experten sprechen von der „Möglichkeit 
die Ostsee mit dem LKW zu umfahren“. 
Hinter beiden Initiativen steht das „Öre-
sund Komitee“, eine politische Plattform 
bestehend aus lokalen, regionalen und na-
tionalen Vertretern. Sie ist eine von vielen 
Formen  grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit  lokaler und regionaler Körper-
schaften aus benachbarten Staaten. 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
kann sich auf eine rein informelle Ko-
operation zwecks Informationsaustausch 
und Netzwerkbildung im privaten oder 
öffentlichen Sektor beschränken. Sie 
kann sich aber auch auf eine klar definier-
te Organisationsstruktur – beispielsweise 
mit ständigem Sekretariat – stützen und 
über eigene finanzielle Mittel verfügen. 
Die meisten solcher permanenten Struk-
turen werden als „Europaregionen“ be-
zeichnet, wobei diese untereinander sehr 
unterschiedlich sein können - je nach 
Fläche, Bevölkerungszahl, Zuständigkei-
ten und Finanzierung. Die Ziele der Zu-
sammenarbeit sind ebenso vielfältig wie 
ihre Formen. Beispiele sind die Förderung 
des  Wirtschaftswachstums in der Region, 
der Ausbau der Transportwege, gemeinsa-
me Projekte im Gesundheitswesen und 
die Bewältigung von Umweltproblemen. 
Die Zusammenarbeit kann auch sehr 
„bürgernah“ sein und Bildung, Kultur so-
wie Sport fördern. 

Die erste sogenannte Europaregion ent-
stand 1958 an der deutsch-niederländi-
schen Grenze. In den 1970er Jahren wurde 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
vorwiegend an den Grenzen Deutsch-
lands, Frankreichs, der BENELUX-Staa-
ten, Skandinaviens, Österreichs und der 
Schweiz institutionalisiert. Seit dem Fall 
der Berliner Mauer 1989 ist vor allem in 
Mittel- und Osteuropa eine äußerst in-
tensive Entwicklung der Gründung von 
Europaregionen und anderer Formen 
grenzüberschreitender Zusammenarbeit 
zu beobachten. Eine fundamentale Rolle 
spielt hierbei die Europäische Union, die 
innerhalb ihrer Regionalpolitik EU-Län-
der und Regionen mit Strukturproblemen 

Runder Tisch zu Föderalis-
mus und Governance 
Um die bereits bestehenden 
Kooperationen zu institutiona-
lisieren, haben Südtirol, Tirol 
und das Trentino vergangenen 
Oktober einen Antrag zur 
Gründung eines Europäi-
schen Verbunds territorialer 
Zusammenarbeit (EVTZ) an 
das italienische Ministerrats-
präsidium gestellt. Sobald Rom 
grünes Licht erteilt, wird die Eu-
roparegion als EVTZ gesetzlich 
als juristische Persönlichkeit 
anerkannt und somit rechts-
fähig. Über die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit 
und das konkrete Beispiel der 
Europaregion Tirol-Südtirol-
Trentino diskutierten Vertreter 
aus Politik und Wissenschaft 
im Rahmen der internationalen 
Winter School über Föderalis-
mus und Governance, wo unter 
anderem auch das Euregio-
Büro angesiedelt ist. 

•

Kontakt
paulina.borowska@eurac.edu

mit Geldern aus speziell hierfür einge-
richteten Fonds unterstützt. INTERREG, 
PHARE, TACIS und CARDS sind Namen 
verschiedener EU-Programme zur geziel-
ten Regionalentwicklung.

Dabei muss sich grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit nicht unbedingt auf EU-
Staaten beschränken. Es gibt beispiels-
weise Kooperationen zwischen Finnland 
und der russischen Region Karelien, aber 
auch in weit größerem Stil wie etwa in 
der „Euroregion Karpaten“. Letztere er-
schließt Gebiete Ungarns, der Slowakei,  ▶ 
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•
malik@EURAC
Im Kursprogramm führt 
EURAC education 
2011 drei Seminare, 
die in enger Koope-
ration mit dem Malik 
Management Zentrum 
entstanden sind:
 · 1) Seminar Vernetz-
tes Denken – Zusam-
menhänge erkennen 
und Wirksamkeit 
erhöhen (25.03.2011)

 · 2) Seminar Engpass-
konzentrierte Strate-
gie EKS® - Markt-
führerschaft durch 
Spezialisierung und 
Schwerpunktbildung 
(14.-15.04.2011)

 · 3) Nachhaltig erfolg-
reich – In turbulenten 
Zeiten Unternehmen 
wirksam führen (18.-
20.05.2011)

01 Prof. Fredmud 
 malik gehört zu den 
führenden Manage-
ment-Vordenkern in Eu-
ropa und ist mehrfacher 
Bestsellerautor sowie 
Gründer, Inhaber und 
Chef des Malik 
Management Zentrums 
St. Gallen (MZSG). 
Am 11. Februar 2011 
war Fredmund Malik 
an der EURAC zu 
Gast. Im Rahmen des 
„Top Management 
Forums Bozen“ hat er 
zum Thema „Stärke 
in Erfolg verwandeln“ 
referiert und damit die 
Zusammenarbeit des 
MZSG mit der EURAC 
vertieft.  

Polens, Rumäniens und der Ukraine und 
ist allein schon aufgrund ihrer Fläche be-
achtenswert. Sie entspricht in ungefähr 
dem Staatsgebiet Ungarns oder der Slo-
wakei. Intensive Zusammenarbeit findet 
auch zwischen der Schweiz und ihren 
Nachbarstaaten statt.

Trotz des jahrzehntelangen Bestehens von 
Euroregionen und tadelloser Umsetzung 
von Rechtsnormen hapert es in der Praxis 
noch oft an einer hürdenfreien grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit. Dies kann 
am fehlenden politischen Willen oder an 
anderen Gründen liegen. Deutlich wird es 
anhand eines Beispiels aus der deutsch-
französisch-schweizerischen „Metropolre-
gion Oberrhein“, in der seit rund 40 Jahren  
auf nationaler, regionaler und kommuna-
ler Ebene zusammengearbeitet wird. Die 
deutsche Stadt Bergzabern und die fran-
zösische Stadt Wissembourg haben vor ei-
nigen Jahren gemeinsam ein öffentliches 
Schwimmbad auf deutscher Seite ausge-
baut. Französische Schulen können im 
Bad jedoch keinen Schwimmunterricht 
abhalten, wenn sich andere Personen im 
Becken befinden, und deutsche Bademeis-
ter Aufsicht führen. In diesem Fall werden 
die französischen Schüler nicht von ihrer 
Versicherung  gedeckt. Das Beispiel zeigt, 
dass trotz einer hochinstitutionalisier-
ten, generell gut funktionierenden und 
vielschichtigen Zusammenarbeit noch 
Herausforderungen zu bewältigen blei-
ben. Beim Beispiel deutsch-französisches 
Schwimmbad ist es das unterschiedliche 
Rechtssystem. 

Die Organisation der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit gründet entweder 
auf informelle Vereinbarungen (zwischen 
den einzelnen lokalen oder regionalen 
Körperschaften) oder auf bi- oder multila-
teralen Abkommen zwischen den Staaten. 
Um die Zusammenarbeit aus rechtlicher 
Perspektive zu vereinfachen und zu för-
dern, haben in den letzten 30 Jahren zu-
nächst der Europarat und später auch die 
Europäische Union verschiedene Rechts-
instrumente entwickelt.
Von Bedeutung ist die in Madrid verab-
schiedete „Europäische Rahmenkonven-
tion über grenzüberschreitende Zusam-

Winter School
Im Februar 2011 organisierte die 
EURAC in Zusammenarbeit mit der 
Universität Innsbruck eine zweiwöchi-
ge Winter School zum Thema  „Grenz-
überschreitende Zusammenarbeit“ 
(International Winter School on Fede-
ralism and Governance 2011 – Cross-
border Cooperation ). Ziel der Initiative 
war es, erfahrene Akademiker und 
Praktiker verschiedener Herkunft 
zusammenzuführen, um Erfahrungen 
auszutauschen und im internationalen 
und interdisziplinären Vergleich zu 
debattieren. Die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit  ist ein (nicht nur) in 
Europa  weit verbreitetes Phänomen, 
das viele unterschiedliche Disziplinen, 
wie die Rechtswissenschaften, Wirt-
schaft, Soziales, Umweltschutz sowie 
Raumplanung miteinbezieht.

Gefördert von: 
 · Stiftung Südtiroler Sparkasse 
 · Österreichisches Bundesmi-
nisterium für Wissenschaft und 
Forschung (BMWF) 

 · Autonome Provinz Bozen - Südti-
rol, Abteilung Bildungsförderung, 
Universität und Forschung

 · Amt der Tiroler Landesregierung, 
Abteilung Kultur

 · Euroregionale Vereinigung für 
vergleichendes öffentliches Recht 
und Europarecht (AEDPCE)

 · Stadt Innsbruck 
 · Tiroler Landtag

 
Schirmherrschaften: 
 · Generalsekretär des Europarates; 
 · Landeshauptleute von Südtirol, 
Trentino und des Landes Tirol

www.eurac.edu/winterschool

menarbeit von Gebietskörperschaften“ 
aus dem Jahr 1980 und deren drei Zusatz-
protokolle, sowie die 2006 eingeführte „EU-
Verordnung zur Gründung Europäischer 
Verbände für territoriale Zusammenar-
beit (EVTZ)“. In Anlehnung an die Madri-
der Rahmenkonvention unterzeichneten 
 Österreich und Italien das Rahmenab-
kommen über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit von Gebietskörperschaf-
ten, das jedoch nur eine informelle Zusam-
menarbeit ermöglicht. Nun bemüht sich 
die Europaregion Tirol-Südtirol-Trentino 
zur Vertiefung ihrer Kooperation um die 
Gründung eines Europäischen Verbundes 
für territoriale Zusammenarbeit.  ☁
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WIRTSCHAFTSKRISE
Umdenken

Es ist an der Zeit, 
eine neue Ökonomie 
zu erfinden!
Die Wirtschaftskrise hat ihren 
Tiefpunkt noch nicht erreicht 
und kann auf keinen Fall mit den 
Prinzipien der alten Marktwirtschaft 
bereinigt werden. Fredmund malik, 
Vordenker in Sachen Management, 
plädiert für einen neuen Weg. 

das Interview führte Sigrid Hechensteiner

Herr Malik, die Wachstumszahlen geben Hoff-
nung. Haben wir die Wirtschaftskrise über-
wunden?
Malik: Sie ist nicht vorbei. Im Gegenteil. 
Ich schätze, dass sie erst 2015 ihren abso-
luten Tiefpunkt erreichen wird. Wir be-
finden uns gerade in einer Schonzeit. Der 
Finanzmarkt gaukelt Optimismus vor. 
Will, dass wir konsumieren, damit Erho-
lung eintritt. Aber das, was wir gerade er-
leben, ist weit mehr als eine Wirtschafts-
krise. Wir nehmen langsam Abschied 
von der Welt, in der wir aufgewachsen 
sind. Die Änderungen werden genauso 
tiefgreifend sein, wie damals beim Über-
gang von der Agrargesellschaft in die 
Industrie gesellschaft.

Was lässt Sie da so sicher sein?
Malik: Das lehrt uns doch die Natur, 
dass Wachstum nicht immer linear sein 
kann. Nehmen wir beispielsweise eine 
Raupe. Die frisst und frisst und wächst 
und wächst, bis sie zum Schmetterling 
werden muss. Wachstum kann nicht un-
endlich linear sein, Wachstum, auch das 
wirtschaftliche, entspricht einer S-Kurve. 

Wir haben den Höchstpunkt dieser Form 
des Wachstums erreicht.

Gibt es Anzeichen dafür?
Malik: Das Finanzsystem bringt sich grad 
selber um. Es pumpt Milliarden ins Sys-
tem – in Form von Krediten – um den alten 
Zustand wiederherzustellen, anstatt von 
ihm Abschied zu nehmen. Das Geld wird 
immer knapper und je knapper es wird, 
desto mehr schreien wir danach, anstatt 
dass wir uns allmählich Gedanken ma-
chen, wie Organisationen – Unternehmen, 
aber auch der Staat – doppelt so gut mit der 
Hälfte des Geldes funktionieren können.

Ist das denn möglich?
Malik: Auf jeden Fall. Allerdings nicht, 
wenn wir in alten Strukturen denken. Die 
Orientierung am Shareholder Value zum 
Beispiel war einer der größten Fehler in 
der Wirtschaftsgeschichte. Die heutigen 
Aktionäre interessieren Werte und Pro-
dukte eines Unternehmens meistens 
wenig, denn sie sind kaum noch die frü-
heren langfristigen Eigentümer, sondern 
kurzfristige Funds-Manager. Sie wollen so 
schnell und so viel wie möglich absahnen. 
Unternehmen sollen Geld ausschütten, 
das dann aber nicht mehr ins Unterneh-
men investiert wird. Wir brauchen also 
wieder Unternehmer, die nutzerorientiert 
und langfristig denken, denen es um den 
Kunden geht, nicht nur ums Geld. 

Wie soll das gehen?
Malik: Mit neuen Navigationssystemen, 
Methoden und Tools geht das schnell und 
zuverlässig. Zudem können wir heute Res-

sourcen weit besser nutzen, die wenig oder 
nichts kosten. Dazu gehören Intelligenz, 
Kreativität, Zuversicht, Konsens, soziale 
Energie und Umsetzungskraft. Teamgeist 
beispielsweise kostet kaum was. Und noch 
dazu können wir mit unseren Lösungen 
die Effizienz von Teamarbeit um bis zum 
Achzigfachen steigern und die Schnellig-
keit um das Hundertfache erhöhen. 

So schnell wird ein Umdenken nicht möglich sein.
Malik: Mit den herkömmlichen Me-
thoden wird es wohl ein bis zwei Gene-
rationen dauern. Aber mit den neuen 
Mitteln können wir das Umdenken bei 
unseren Kindern enorm beschleunigen. 
In Deutschland haben wir schon damit 
begonnen, 12- bis 17-Jährigen in der so 
genannten Ecopolicyade (www.ecopoli-
cyade.info) das Denken in größeren und 
vernetzten Zusammenhängen spielerisch 
näher zu bringen. Was wir für die Zukunft 
brauchen, sind Spezialisten, die sich in 
den Gesamtkontext einbringen können. 
Die Welt ist viel zu komplex geworden, als 
dass unsere 300 Jahre alten Marktwirt-
schaftstheorien noch auf alles angewandt 
werden können. 

In Europa wird über die Frauenquote in Unter-
nehmen diskutiert. Welche Rolle werden Frau-
en in der von Ihnen prophezeiten neuen Welt 
spielen?
Malik: Frauen werden für die neue Welt 
sehr wichtig sein, denn diese wird ne-
ben Konkurrenz weit mehr Kooperation, 
Synergie und Kreativität als bisher brau-
chen. Dafür haben viele Frauen gute Fä-
higkeiten.  ☁
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STAnDoRTmAnAGEmEnT
Was ist das?

„Wir sind 
   Prozess moderatoren.“
Standortentwickler sind ein ganz 
eigener Schlag Wissenschaftler. 
Sie kommen aus der 
Regionalentwicklung, aus dem 
Management, dem Marketing 
und der Umweltforschung. Eines 
müssen sie sich immer vor 
Augen halten, erklärt Harald 
Pechlaner, Co-Leiter des EURAC-
Instituts für Regionalentwicklung 
und Standortmanagement: 
Standortentwickler begleiten Akteure 
in oft verfahrenen Prozessen, damit 
diese selber in der Lage sind, 
Entscheidungen zu treffen. 

das Interview führte Sigrid Hechensteiner

Was genau versteht man in der Wissenschaft 
unter dem Begriff „Standort“?
Pechlaner: Standorte sind Räume, in 
denen im Idealfall eine günstige Kom-
bination von Unternehmensaktivitä-
ten, Dienstleistungen, Infrastrukturen 
und Umweltbedingungen für eine gute 
Lebensqualität und Wettbewerbsfähig-
keit sorgen. 

Nun beschäftigen Sie und Ihr Forscherteam 
sich mit der Entwicklung von solchen Standor-
ten. Können Sie uns ein Beispiel nennen?
Pechlaner: In Auer wird derzeit eine 
neue Umfahrungsstraße gebaut. Die Ort-
schaft hat über Jahrzehnte darauf hinge-
arbeitet. Und nun, wo die Realisierung 
kurz bevorsteht, gibt es große Unsicher-
heiten. Beispielsweise beim Einzelhan-
del und den Restaurantbetrieben entlang 
der bisherigen Hauptdurchzugsstraße. 
Sie fürchten, dass das Geschäft abnimmt. 
Hoteliers hingegen freuen sich. Weniger 
Blechlawinen heißt mehr Ruhe für ihre 
Gäste. Da hat sich also ein Standort über 
Jahrzehnte auf ein gewisses Gleichge-
wicht eingependelt und muss plötzlich 
alles überdenken. Die Akteure müssen 
sich neu konfigurieren. 

Hier ist die Expertise Ihres Instituts gefragt?
Pechlaner: Richtig. Wir machen uns 
Gedanken über die Bedürfnisse der un-
terschiedlichen Akteure, darüber wie 
unterschiedliche Teilsysteme ineinander 
greifen, etwa die Politik, die Wirtschaft – 
sei es nun die Industrie, Landwirtschaft 
oder der Tourismus – oder die Kultur. Wir 
sind, wenn sie so wollen, Schnittstellen-

manager. Die Kultur, das sei hier noch 
angebracht, ist ein sehr wichtiges Ele-
ment des Standortmarketings, weil sie 
die Einzigartigkeit eines Standortes mit-
bestimmt.

Wie wichtig ist diese Einzigartigkeit?
Pechlaner: Sie ist das Um und Auf ei-
ner Standortentwicklung. Erst kürzlich 
hat sich mein Institut mit dem Direk-
tor der Messe Bozen, Reinhold Marsoner, 
zusammengesetzt und darüber disku-
tiert. Welches sind denn die Messen, die 
in Südtirol besonders erfolgreich sind? 
Die Klimahouse und Klimaenergy im 
Bereich der erneuerbaren Energie, die 
Interpoma (Apfelmesse) und die Alpitec 
(Messe für Berg- und Wintertechnolo-
gie). Lauter Bereiche, in denen Südtirol 
Kernkompetenz hat. Auch die SMG – die 
Südtirol  Marketing Gesellschaft – greift 
nun das Thema erneuerbare Energie auf.  

Im Falle der erneuerbaren Energie lässt sich 
der Standort auf ganz Südtirol ausweiten, im 
Projekt Auer ist es eine Stadtgemeinde, für die 
Talschaft Antholz haben Sie ein Standortent-
wicklungsmodell rund um die Biathlon Groß-
veranstaltungen erarbeitet (s. Beitrag S. 48). 
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STAnDoRTmAnAGEmEnT
Was ist das?

01

01 Harald Pechlaner

Kann man grob behaupten, dass sich Standort-
entwicklung damit auseinandersetzt, welcher 
Raum was zu bieten hat?
Pechlaner: Ja, aber nicht nur. Standort-
entwicklung verbindet den Raum mit der 
Kompetenz. Sucht also Antwort auf zwei 
grundlegende Fragen: 1) Welchen Beitrag 
kann ein Raum für die Akteure leisten? 2) 
Welchen Beitrag können die Akteure für 
den Raum leisten, immer um den Stand-
ort lebenswerter zu machen. Und ich den-
ke da auch an Umweltfragen. 

Sie beschäftigen sich beispielsweise mit dem 
Klimawandel. Wie das?
Pechlaner: Gerade das Thema Klimawan-
del sorgt in unseren Breitengraden für 
große Verunsicherung. Wird es in 50 Jah-
ren noch Skipisten unter 1800 Metern ge-
ben? Wie verändert der Klimawandel die 
Landwirtschaft? Werden diese Themen 
nicht ausdiskutiert, kommt es zu großen 
Unsicherheiten bei den Akteuren. Diese 
Unsicherheiten wirken sich negativ auf 
die Wirtschaft aus, was wiederum der ge-
sellschaftlichen Entwicklung schadet. Im 
Standortmanagement thematisieren wir 
also Nachhaltigkeit. Obwohl… , ich ver-
wende den Begriff eigentlich nicht ger-
ne, wir versuchen, den Inhalt in unseren 
Projekten immer wieder neu zu formu-
lieren. Wir erarbeiten mit den Menschen 
innerhalb eines Standortes ein ganz eige-
nes Verständnis für Nachhaltigkeit. Dabei 
setzen die Menschen entsprechend ihrer 

unterschiedlichen Perspektiven aus Wirt-
schaft, Umwelt, Kultur oder Gesundheit 
auch unterschiedliche Schwerpunkte, 
und das Zusammenspiel, in welchem alle 
Themenbereiche der Nachhaltigkeit ge-
nerationenübergreifend funktionieren, 
sieht jedes Mal anders aus. 

Das haben Sie auch für die Talschaft Gröden 
gemacht, die an Sie herangetreten ist, um Un-
terstützung bei der Ausarbeitung eines Mas-
terplans zu erhalten? (s. Beitrag S. 44) 
Pechlaner:  Die Gemeinden des Grödner-
tals hatten sich an uns gewandt, weil sie 
sich mit Problemen und Prozessen im 
Raum konfrontiert sahen, die sie an ihr 
Limit stoßen hatten lassen. Wir haben 
die Gemeinden bei einem partizipativen 
Prozess begleitet, der ihnen für eine zu-
künftige nachhaltige Entwicklung ihren 
Handlungsspielraum bewusst macht und 
ihnen das notwendige Instrumentarium 
an die Hand gibt, um hier aktiv zu werden.

Standortentwicklung ist immer etwas Einzig-
artiges. Sie kann niemals eins zu eins übernom-
men werden?
Pechlaner: Richtig. Es kann kein Prozess 
der Standortentwicklung wiederholt wer-
den, weil so viele unterschiedliche gesell-
schaftliche Faktoren mit hineinspielen. 
Und gerade das ist das Spannende an 
unserer Arbeit. Wir sind Prozessmodera-
toren bei sich ständig wandelnden Rah-
menbedingungen.   ☁
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REGIonALEnTWICKLUnG UnD STAnDoRTmAnAGEmEnT
Masterplan Gröden

Wer den Plan hat, 
                    hat die Zukunft.
Schluss mit dem Kirchturmdenken. 
Her mit einem gemeinsamen 
Handlungsprogramm für die 
zukünftige Entwicklung. Die 
Gemeinden in Gröden schließen 
sich zusammen und nutzen ihre 
jeweiligen Stärken, um sich für die 
Zukunft fit zu machen.

von Lisa Kofink

Was tun, wenn ein Tal einerseits wirt-
schaftlich vom Tourismus abhängt, an-
dererseits die Wochenend-Blechlawinen 
auf der Zufahrtsstraße nicht mehr in den 
Griff bekommt? Was tun, wenn beim 
Schaffen von Wohnraum für die eigenen 
Kinder immer mehr einzigartige Land-
schaft geopfert werden muss? Und was 
tun, wenn solche Fragen nicht eine Ge-
meinde allein betreffen, sondern in der 
Agenda des Nachbarn ebenso brennen? 
Man versucht, die Ansprüche an ein Tal, 
eine Region, und generell an den Raum 
zu ermitteln, sich gemeinsame Ziele zu 
setzen und die Entwicklungen zu koor-
dinieren. So geschehen in den vergange-
nen zwei Jahren in Gröden, wo 2008 die 
fünf Gemeinden Wolkenstein, St. Chris-
tina, St. Ulrich, Kastelruth und Lajen den 
Handlungsbedarf erkannt und beschlos-
sen haben, dass es so nicht weitergehen 
kann. Heute stehen sie kurz vor der Fer-
tigstellung ihres Masterplans „Vision 
Gröden Gherdëina Gardena“, bei der sie 
vom Amt für Landesplanung und dem 

EURAC-Institut für Regionalentwick-
lung und Standortmanagement unter-
stützt werden.

Wir Menschen hinterlassen ständig un-
sere Spuren im Raum. Das Bauen von 
Häusern oder Straßen, die Ankunft von 
fünf Millionen Touristen pro Jahr, Erd-
beeren auf 1700m oder Aufforstungspro-
gramme sind nur einige unserer Tätigkei-
ten, welche die Natur und Landschaft um 
uns herum langfristig verändern. Damit 
solche Entwicklungen die Interessen der 
Allgemeinheit berücksichtigen und nicht 
einseitig zu Lasten Einzelner gehen, gibt 
es die Raumplanung als Koordinierungs-
disziplin. Ihre Aufgabe ist es, die räum-
liche Entwicklung in jene Bahnen zu 
lenken, welche es auch zukünftigen Ge-
nerationen im Sinne der Nachhaltigkeit 
ermöglichen, hier zu leben und ihre Be-
dürfnisse zu befriedigen. Der Alpenraum 
stellt hinsichtlich dieser Aufgabe eine zu-
sätzliche Herausforderung dar. Bedingt 
durch das Gebirge steht hier im Vergleich 
zum außer-alpinen Flachland wesentlich 
weniger Fläche für die Besiedelung und 
generell die menschliche Nutzung zur 
Verfügung. In Südtirol beträgt der soge-
nannte Dauersiedlungsraum lediglich 
sechs Prozent der gesamten Landesflä-
che. Auf dieser kleinen Fläche liegen al-
lerdings alle zentralen Infrastrukturen 
wie Straßen oder Mülldeponien. Hier ste-
hen auch die Gewerbegebiete neben den 
Apfelwiesen, hier wohnt und arbeitet die 
Bevölkerung und hier verbringt sie den 
Großteil ihrer Freizeit. Eine geordnete 

und auf nachhaltige Ziele ausgerichtete 
Raumentwicklung ist in Berggebieten 
von höchster Bedeutung. 

Gröden ist eines der bekanntesten Täler 
des Alpenbogens und gekennzeichnet 
von einzigartiger Landschaft und kultu-
reller Eigenheit. Die lokalen Traditionen 
verbunden mit der Offenheit für moderne 
und innovative Trends bieten ein Entwick-
lungspotenzial, das in den Alpen seines-
gleichen sucht. Die Grödner Tourismus-
branche zählt landesweit mit zur Spitze. 
Neben diesen Highlights haben die ver-
gangenen Jahre aber auch einige negative 
Effekte gebracht, welche eine nachhaltige 
Entwicklung in Frage stellen. So sind die 
fünf Gemeinden von einer zunehmenden 
Siedlungsentwicklung mit Zersiedelungs-
tendenz betroffen. Entlang der Talachse 
mehren sich die Gewerbezonen, die Dör-
fer sind baulich bald nicht mehr vonein-
ander zu unterscheiden. Die Ortszentren 
sind mehrheitlich durch den Durchgangs-
verkehr belastet, und die örtlichen und 
überörtlichen Verkehrssysteme können 
mit dem stetig wachsenden Mobilitätsan-
spruch der Bevölkerung nicht mehr mit-
halten. Die traditionellen Holzschnitzer 
haben lange keine guten Zeiten mehr ge-
sehen und auch andere Wirtschaftszweige, 
wie zum Beispiel der Einzelhandel oder 
das Handwerk, sind von immer stärkerem 
Konkurrenzkampf, auch auf überregiona-
ler Ebene, betroffen. Die starke touristi-
sche Entwicklung in Gröden hat überdies 
dazu geführt, dass Immobilienpreise 
und Lebenshaltungskosten auf Niveaus 
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Masterplan Gröden

gestiegen sind, die es (vor allem jungen) 
einheimischen Familien fast unmöglich 
machen, in Gröden eine Existenz aufzu-
bauen. Die Folge: Immer mehr Familien 
verlassen das Tal und es verliert folglich 
seine Identität. 

Mit dem Masterplan Gröden wollen die 
Gemeinden für die kommenden Jahr-
zehnte eine übergemeindliche Strategie 
an der Hand haben, welche gemeinsa-
me, langfristige Ziele für die räumliche, 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
festlegt. Dabei versteht sich der Plan 
nicht als Regelwerk sondern als aktiver 
Gestaltungsspielraum für die Zukunft 
der kommenden dreißig Jahre. Er be-
folgt das Motto „Aktion statt Reaktion“, 
d.h. die Gemeinden arbeiten aktiv auf die 
gewünschte Zukunft hin und reagieren 
nicht auf (ungewünschte) bestehende 
Entwicklungen. Die Vision zeichnet das 
zukünftig gewünschte und angestrebte 
Bild des Tales. 
Der Masterplan Gröden stellt hinsicht-
lich einer solchen übergemeindlichen, 
gemeinsamen Raumplanung in Südtirol 
ein Pilotprojekt dar. Im Gegensatz zum 
top-down Prozess der Landesplanung 
und der örtlichen Bauleitplanung ver-
folgt der Masterplan Gröden einen par-
tizipativen Ansatz, der die Bedürfnisse 
der Bevölkerung aufgreift. Die Inhalte 
wurden in thematischen Arbeitsgruppen 
von Bürgern aller Gemeinden, Sprach-
gruppen und Fachgebiete ausgearbeitet 
und mit Vertretern örtlicher und überge-
ordneter Interessensgruppen diskutiert. 
Herausgekommen sind Leitlinien und 
Strategien, welche Gröden in Zukunft zu 
einem lebenswerten und vielfältigen Tal 
machen sollen. Der Masterplan Gröden 
bietet kein Allheilmittel für eine kon-
fliktfreie zukünftige Entwicklung, aber 
er setzt erste Schritte, um eine neue, 
nachhaltige Planungskultur im Tal und 
auch in Südtirol zu etablieren.  ☁

Kontakt
lisa.kofink@eurac.edu 
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REGIonAL DEVELoPmEnT
Tourism Development Concepts

ALL-
inclusive  
tourism
EURAC studies in the region of 
Eppan/Appiano – Kaltern/Caldaro – 
Tramin/Termeno are analysing the 
effectiveness of so-called ‘tourism 
development concepts’, South 
Tyrol’s regulatory process for tourism 
industry growth. It would look like 
cooperation, more than competition, 
will make or break the future of the 
province’s tourism industry. But can 
business be convinced?

by Peter Farbridge

A few years back, tourists travelling down 
South Tyrol’s Wine Road were in for a 
shock. They looked out their car windows 
to see the lush green fields of grape vines 
and apple trees stretched across the val-
leys, and all they could see was white. Lo-
cal farmers had covered their fields with 
polyethylene netting to protect their 
crops from hailstorms. The regional tour-
ism organization Südtiroler Weinstrasse, 
approached the agricultural industry—
“Err… problem… white nets… landscape 
ugly.” In the end, the farmers couldn’t 
remove the protection, but they yielded 
to the suggestion of using black netting 
instead to be less jarring on the eyes. It 
was a banner day for cooperation between 
two key partners in the region’s tourism 
industry. Surprisingly enough though, it’s 
still an all-too-rare occurrence. 

For a number of years, EURAC’s Institute 
for Regional Development and Location 

Management has been running research 
projects in South Tyrol that promote bet-
ter governance of tourism destinations. 
Their results point basically to the same 
morale: tourism is a highly interdepend-
ent industry. “A tourist doesn’t just see 
the hotel,” explains EURAC researcher 
Michael Volgger, “he sees the destination 
as a whole—the village, the culture, the 
nature—so cooperation is essential to im-
prove the overall tourism product.”

Volgger has just finished collaborating 
with the Institute’s co-Head Harald Pech-
laner on a paper that explores how South 
Tyrol’s so-called ‘tourism development 
concepts’ are encouraging cooperation 
among tourism stakeholders. This process 
was introduced by the Province in 2007 as 
a way to justify a community’s need for 
infrastructure growth. Pechlaner and Volg-
ger interviewed 15 individuals from hotels, 
public service, agriculture and commerce 

in the three municipalities of Eppan/Ap-
piano – Kaltern/Caldaro – Tramin/Termeno 
to find out how their tourism development 
concept encouraged interaction. 

They found real cooperation between 
the three municipalities, but much less 
so inside the municipalities themselves. 
“Business tends to be an egoist activity,” 
explains Volgger. “Individual businesses 
tend to be fearful to cooperate because 
they feel others will copy their ideas. They 
all recognize its importance, but what is 
good in theory, in practice can be rather 
difficult. Yet when everybody is 100% in-
volved, and when there is sound leader-
ship from the relevant tourism organiza-
tion, cooperation is possible.”  ☁

Contact
peter.farbridge@eurac.edu 
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PATRImonIo UnESCo
Dolomiti

Non nascondiamoci 
dietro a una targa
Con l’inserimento nella lista del 
patrimonio mondiale dell’umanità, 
l’Unesco dispensa un lasciapassare 
per la popolarità. Ma pretende pure 
che si dimostri come si intende 
sfruttarlo al meglio. Anche per le 
Dolomiti si deve compilare un piano 
di gestione. Impresa non banale:  
le Dolomiti sono plurali di nome  
e di fatto.

di Valentina Bergonzi

Provate a frugare in cantina, oppure den-
tro alle credenze della sala della nonna 
o sopra gli scaffali della cameretta. Sicu-
ramente troverete trofei più o meno im-
polverati: reliquie di un passato sportivo 
assolutizzante scemato nel nulla o di 
successi scolastici frantumati nella rou-
tine lavorativa. Per le Dolomiti invece il 
tutto non poteva risolversi con una targa. 
Quando il 26 giugno 2009 la commissione 
dell’Unesco riunita a Siviglia aggiunse i 
gruppi dolomitici alla lista dei beni patri-
monio mondiale dell’umanità aveva già 
in mente come verificare l’effetto della 
propria decisione sul lungo periodo. 
Questo prestigioso riconoscimento im-
plica infatti  alcuni vincoli, tra i quali la 
messa a punto di un piano di gestione so-
stenibile del sito. Pena il depennamento 
dalla lista.
Oltre alla mobilità, allo sviluppo economico 
e demografico dell’area, il turismo è sicura-
mente uno dei temi caldi influenzati dalla 
nomina Unesco. Ecco perché la Fondazio-
ne Dolomiti-Unesco ha affidato all’Istituto 
per lo Sviluppo Regionale e il Management 
del Territorio dell’EURAC l’incarico di sten-
dere delle linee guida che fungano da basi 
alle autorità locali per concertare strategie 

di sviluppo condivise nel settore turistico. 
Ad esempio percorsi escursionistici con-
trassegnati in modo uniforme, campagne 
pubblicitarie o sistemi di prenotazione al-
berghiera comuni. 
Al centro di ricerca bolzanino sono pron-
ti a monitorare i dati relativi agli afflussi 
turistici a partire dagli anni settanta e a 
confrontare le peculiarità delle diverse 
aree coinvolte.  Ma la sfida è impegnativa. 
“Abbiamo a che fare con un unicum tra 
i circa 180 siti naturali del patrimonio 
mondiale Unesco.  – puntualizza Marian-
na Elmi, sociologa dell’EURAC – Gli al-
tri monumenti naturali corrispondono 
spesso a parchi regolamentati, come lo 
Yellowstone negli Usa. Le Dolomiti sono 
invece un sito montagnoso privo di una 
struttura di gestione comune. Anzi, al suo 
interno ci sono ben nove parchi naturali 
diversi. E poi, ci sono tante istituzioni di 
varia natura che devono trovare la chia-
ve per una collaborazione efficace”.  Già, 
perché gli oltre 230 ettari premiati cadono 

sotto la giurisdizione di cinque province 
(Belluno, Bolzano, Trento, Udine e Porde-
none), tre regioni (Trentino-Alto Adige, Ve-
neto e Friuli Venezia Giulia) e 102 comuni. 
Inoltre, il grado di sviluppo turistico delle 
diverse destinazioni è disomogeneo e di 
questo si dovrà tener conto. “Sarà necessa-
rio elaborare strategie che si adattino sì alle 
Dolomiti nel loro complesso, ma siano an-
che utili alle singole amministrazioni per 
mettere in pratica misure concrete. – con-
tinua Elmi – Queste serviranno ad affron-
tare problemi già esistenti e sfide future ed 
evitare l’effetto saturazione nelle zone che 
il comitato dell'Unesco ha già riconosciuto 
come molto frequentate, ad esempio le Tre 
Cime di Lavaredo o la Marmolada. Qui si 
dovrà potenziare la tutela dell’eccezionale 
valore geologico e paesaggistico che ha fat-
to premiare le Dolomiti”.   ☁

Scrivi all'autrice
valentina.bergonzi@eurac.edu 
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STAnDoRTmAnAGEmEnT
Antholz

Hochleistungssport 
als Motor der Standort-
entwicklung? 
Sportgroßevents wie Biathlon-
Meisterschaften konkurrieren 
ständig mit einer steigenden Zahl 
an Austragungsorten. Gelingt es, 
rund um das Thema Biathlon ein 
integriertes Standortmanagement zu 
entwickeln, kann dies zum großen 
Wettbewerbsvorteil werden. Antholz 
scheint – u.a. begleitet vom EURAC-
Institut für Regionalentwicklung und 
Standortmanagement – auf dem 
richtigen Weg. 

von Sigrid Hechensteiner

135.000 zahlende Zuschauer verfolgten 
am 6. März 2011 zum Abschluss der Nor-
dischen Ski-WM in Oslo das Rennen über 
die 50 Kilometer. Insgesamt waren es 
575.000 entlang der Strecke. 20.000 Nor-
weger hatten die Nacht in Wintercamps 
in den umliegenden Wäldern verbracht, 
um ihr Idol Petter Northug anzufeuern. 
Einen Zuschaueransturm wie diesen hat 
das Antholzertal in Südtirol noch nicht 
erlebt, aber die Begeisterung für den 
Langlauf und im Speziellen für Biathlon 
hat auch hier schon um sich gegriffen. 
Doch kam das nicht von alleine. Akteu-
re zusammen zu führen, zu integrieren 
und im Sinne der Standortentwicklung 
zu vernetzen war eine große Herausfor-
derung, der sich das Tal gestellt hat.
Im Jänner 2007 wurde in Antholz die Bi-
athlon-Weltmeisterschaft ausgetragen. 
In das kleine Pusterer Seitental mit rund 

2800 Einwohnern waren 117.000 zah-
lende Zuschauer gekommen. Den Erfolg 
verdankt das Großspektakel mehreren 
Faktoren. So wurden im Vorfeld die rich-
tigen Märkte angesprochen: Deutschland 
und Norwegen. In beiden Ländern sind 
Langlauf und Biathlon Trendsportarten. 
„Man hat aber nicht allein auf Werbung 
gesetzt“, erklärt EURAC-Wissenschaftler 
Harald Pechlaner, „sondern von Anfang 
an stark auf gesellschaftlicher Ebene ge-
arbeitet.“ Das Biathlon Organisationsko-
mitee (OK) Antholz hatte bei der EURAC 
eine Studie in Auftrag gegeben. Im Rah-
men von Kundenzufriedenheitsanalysen 
und Fragen hinsichtlich der gesellschaft-
lichen Nachhaltigkeit sollten die Wissen-
schaftler untersuchen, wie die lokalen 
Leistungsträger aus der Politik, der Wirt-
schaft, dem Einzelhandel usw. zu Biath-
lon-Großveranstaltungen stehen. Ziel des 
OKs war es, sämtliche Akteure zu vernet-
zen und für das Event zu begeistern. „Das 
OK hatte die Absicht, eine derart große 
Veränderung im Leben der Talschaft auf 
partizipativer Ebene von den Einheimi-
schen mitentwickeln zu lassen“, so Ha-
rald Pechlaner. „Die Tatsache, dass sich 
aus dem Event zunehmend eine Marke 
‚Antholz’ entwickelt, kann einen Beitrag 
zur Stärkung der Produktentwicklung 
sowie der Wettbewerbsfähigkeit des Pus-
tertales und ganz Südtirols leisten.“ 
Doch die Arbeit ist damit nicht getan. 
Wird ein Sport zum Trendsport, kandi-
dieren immer mehr Wettkampforte für 
die Austragung von Weltcuprennen und 
Weltmeisterschaften. So wächst im Bi-

athlon derzeit beispielsweise der Druck 
von Seiten der osteuropäischen Länder. 
Anfang März 2011 wurde die Biathlon-
WM im Sibirischen Chanty-Mansijsk 
ausgetragen. Das dortige OK versprach 
sich wirtschaftlichen Aufschwung für 
eine eher unterentwickelte Region. Es fiel 
dort aber schwer, die Stadien zu füllen, 
was auch von vielen Athleten angekreidet 
wurde. Harald Pechlaner: „Auch für Ant-
holz gilt die Devise, den Standort durch 
fortschreitende Standortentwicklung zu 
sichern. Gegen Konkurrenten wie Sibi-
rien wird es nicht so schwer fallen wie 
gegen das Schalke 04 Fußballstadion in 
Deutschland.“ Bereits mehrfach wurden 
hier Biathlon-Schau-Wettkämpfe ausge-
tragen mit dem Vorteil, dass Schießstand 
und Zieleinlauf in einer gigantischen 
Arena mit 62.000 Sitzplätzen und 17.000 
Stehplätzen untergebracht sind. Hier 
werden Erinnerungen an römische Gla-
diatorenkämpfe wach. Bleibt zu hoffen, 
dass die phänomenale Naturkulisse, das 
kulturelle und touristische Angebot und 
vor allem die Begeisterung der Antholzer 
für den Sport einen großen Attraktions-
faktor darstellen. Die Akteure müssen 
weiterhin aktiv bleiben.  ☁

01 Biathlon Weltmeisterschaft 
in Antholz im Jänner 2007

Kontakt
sigrid.hechensteiner@eurac.edu 
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SCIEnCE To Go
Science Cafè

Mittwoch/Mercoledì 25.05. ore 20.30 Uhr

Herzensangelegenheit. Wie viel Prävention verträgt 
die  Gesundheit?
Scelta di cuore. Tra prevenzione 
e libertà individuale

Mittwoch/Mercoledì 01.06. ore 20.30 Uhr

Heilige Körper. Kirche, Mumien und Reliquien
Corpi sacri. Chiesa, mummie e reliquie 

Mittwoch/Mercoledì 08.06. ore 20.30 Uhr

Nightlife.  Aus Spaß wird Kultur
Nightlife. Il divertimento fa cultura

Mittwoch/Mercoledì 15.06. ore 20.30 Uhr

Föderalismus hoch zwei. Gleiche Steuern für alle?
Federalissimo. Tasse uguali per tutti?

Mittwoch/Mercoledì 22.06. ore 20.30 Uhr

Under construction. Welche  Zukunft für Migranten, 
Südtiroler  und Italiener?
In via di sviluppo. Quale futuro per migranti, 
sudtirolesi e alto atesini? 

nEW!  On Tour! 
Samstag/Sabato 02.07. ore 11.30 Uhr
▶ Haflinger Pferdemuseum  Jenesien / Museo dei cavalli 
 avignonesi a San Genesio

Dicke Luft. Feinstaub und andere 
Unannehmlichkeiten 
Che aria tira? Polveri sottili e altre amenità

Samstag/Sabato 09.07. ore 11.30 Uhr
▶ Haflinger Pferdemuseum  Jenesien / Museo dei cavalli 
 avignonesi a San Genesio

Alpine Baustelle. Wenn sich Landschaft verändert
Cantiere alpino. Paesaggio in  trasformazione

http://tower.eurac.edu 
tower@eurac.edu
Tel. +09 0471 055033

2011
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SCIEnCE In mY nEIGHBoURHooD
INO Junior

Junior Junior
When photonics researcher Linda 
Marchese came to Italy last year for 
a conference on SAR Interferometry, 
she hardly expected to be captivated 
by something completely different—a 
certain educational program called 
‘EURAC junior’.  

by Peter Farbridge

You know you’ve got a good idea when 
others take it and run with it. The creators 
of EURAC junior must be very happy then 
to know that their remote sensing for 
courses for kids have spawned a similar 
program in Quebec, Canada.

Linda Marchese, a photonics research-
er working at the research centre INO 
in Quebec City, travelled to Italy in late 
2009 for a conference on Synthetic Ap-
erture Radar (SAR) Interferometry. Pop-
ping into EURAC to find out more about 
the Institute for Applied Remote Sensing, 
Marchese listened as Tecnical Director 

Christian Steurer discussed his periph-
eral work with EURAC junior. “I was so 
impressed,” remembers Marchese, “that 
when I got back to Quebec I went straight 
to the president of INO, Jean-Yves Roy, and 
told him what EURAC was doing.” 

Roy loved the idea of engaging children 
in the sciences (university enrolment in 
photonics is dropping in Canada) and gave 
the 41-year-old Pennsylvania-native carte 
blanche to develop INO’s very own youth 
education program, which would be titled 
(rather auspiciously) ‘INO Junior.’

With the help of a local NGO partner, La 
Boite à Science, Marchese and four other 
colleagues created portable science kits 
that could be easily brought into schools 
for a hands-on demonstration of the prin-
cipals of photonics. 

A test run was done in February: ninety 
girls 14 to 16-years-old got to build their 
own mini satellites in order to ‘detect’ 
forest fires around Earth and relay im-
portant information about their after-

math through fibre optic circuits. “Prac-
tically everything we use in the kits are 
based on cheap materials you can find 
at home,” Marchese says. “For example, 
fishing line simulates the properties of 
fibre optics and chocolate powder repre-
sents the ground.” 

As you can imagine, the girls loved it.

INO’s not stopping there. After building 
on the number of schools INO Junior 
reaches, Marchese hopes that INO Junior 
and EURAC Junior can connect more—
perhaps through teams of would-be sci-
entists from Quebec and Bolzano/Bozen 
collaborating virtually to solve scien-
tific problems. “I am struck by the many 
similarities of our two organizations,” 
Marchese says. “At the core, our missions 
are essentially community-based.”  ☁

01

01 The INO Junior team, 
 repleat with night-vision 
 goggles. Linda Marchese  
is the second cyclops from  
the right.

Contact
peter.farbridge@eurac.edu 
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ECo LIBRARY
Pacchetti media

Tuffo a pacchetto

Quando ha iniziato a usufruire dei media della 
ECO library?
Avancini: In occasione del concorso a pre-
mi “ECO S.O.S.teniamoci” bandito a scuo-
la lo scorso anno, la nostra biblioteca ha 
dovuto provvedere all'aggiornamento di 
tutte le tematiche attinenti la salvaguar-
dia dell'ambiente. L’obiettivo era quello di 
stimolare negli alunni la crescita di una 
coscienza ecologica. Non è stato semplice 

trovare materiale adatto, che affrontasse 
gli argomenti in maniera organica e sem-
plice, ma non semplicistica. Inoltre, per 
rimanere in tema con il concorso, vole-
vamo fare un uso razionale delle risorse 
presenti sul territorio. Così ho pensato di 
provare i pacchetti della ECO library.

Come hanno reagito i ragazzi?
Avancini: Per gli studenti è stato di gran-
de aiuto trovare raccolto in un unico scaf-
fale tutto quello che poteva riguardare le 
loro ricerche, senza dover girovagare per 
la biblioteca o nel catalogo elettronico 
OPAC. I ragazzi, in genere, non hanno 
l'abitudine a cercare opportunità infor-
mative al di fuori del proprio contesto 
scolastico. I pacchetti media, in questo 
modo, sono stati un ottimo strumento 
per ampliare il loro orizzonte.

C’è stata una tematica particolarmente ap-
prezzata?
Avancini: Sicuramente tutto quello che 

Partiti quindici anni fa in punta di 
piedi, i prestiti speciali della ECO 
library sono sempre più richiesti. 
Tanto che si è giunti a collaborare 
con quasi 200 istituti altoatesini 
all’anno. Laura Avancini, 
bibliotecaria della scuola IPSCT/
liceo classico di Bressanone, 
racconta la sua esperienza.

Intervista di Elisa Bonzagni

I pacchetti media della  
ECo library
 · Si chiamano pacchetti perché 
contengono libri, CD, DVD, video-
cassette, giochi e riviste inerenti ad 
argomenti specifici.

 · Sono prestiti speciali per biblioteche, 
scuole materne, elementari, medie e 
superiori e altre istituzioni. 

 · Sono sia in lingua italiana che 
tedesca.

 · Il loro prestito è completamente 
gratuito e può variare dai due ai sei 
mesi.

 · Ogni pacchetto può contenere dai 20 
ai 120 media.

 · La loro consegna è possibile in tutto 
l’Alto Adige.

 · Solo nel 2010 ne sono stati spediti 
oltre 218.

 · Lista dettagliata delle tematiche pro-
poste: http://www.eurac.edu/it/eurac/
library/Loan.html

 · Contatto: Gerlinde Schmiedhofer, 
0471/055063,  
gerlinde.schmiedhofer@eurac.edu.

aveva a che fare con l'energia. L'approv-
vigionamento energetico, lo sviluppo 
di nuove strategie per lo sfruttamento 
delle risorse, i traguardi della ricerca 
nell’ambito delle fonti alternative. Ma 
anche temi come l'esaurimento del pe-
trolio, lo scioglimento dei ghiacci o il 
riscaldamento del pianeta. I percorsi 
tematici proposti dalla ECO library si 
sono rivelati ben strutturati anche per 
un concorso come il nostro, che era ge-
nerico e dava ampio spazio allo svilup-
po degli elaborati.

Ripeterebbe l’esperienza?
Avancini: Il servizio è una grande op-
portunità offerta specialmente alle peri-
ferie, dove l'utenza può avvalersi di mo-
desti patrimoni su temi specialistici. La 
durata del prestito, inoltre, è flessibile e 
permette a scuole e biblioteche di gestire 
i media per tutta la durata del loro pro-
getto, senza la pressione di una restitu-
zione tassativa in tempi brevi.   ☁ 
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Ausländische Arbeitskräfte  
und Fachsprachen: eine Pilot-
untersuchung im Raum Bozen

Lorenzo Zanasi, Piera Rampino
Bolzano, EURAC research, 2011
ISBN: 978-88-88906-62-1

Gute Sprachkenntnisse gelten als Voraus-
setzung für Integration. Umso mehr gilt 
dies für die Arbeitswelt. Wie gut funktioniert 
die Kommunikation zwischen hiesigen 
und eingewanderten Arbeitskräften auf 
den Baustellen, in den Krankenhäusern 
und Gastbetrieben in Südtirol? Das 
EURAC-Institut für Fachkommunikation 
und Mehrsprachigkeit hat im Projekt LIMMI 
(Language For Immigrants) untersucht, wo 
es auf fachsprachlicher Ebene in der Südti-
roler Arbeitswelt besonders hapert und wie 
Sprachkurse auf Migranten zugeschnitten 
sein sollten, um ihren Bedürfnissen zu ent-
sprechen. Die Ergebnisse der Studie sind 
in dieser Publikation zusammengefasst.

Lavoratori stranieri e lingue speciali: 
indagine pilota nell'area di Bolzano

Lorenzo Zanasi, Piera Rampino
Bolzano, EURAC research, 2010
ISBN: 978-88-88906-60-7

Come funziona la comunicazione tra 
lavoratori locali e stranieri nei cantieri, negli 
ospedali o negli alberghi? Nell’ambito del 
progetto LIMMI (Language For Immigrants), 
l’Istituto di Comunicazione Specialistica 
e Plurilinguismo dell’EURAC ha studiato 
le esigenze linguistiche della popolazio-
ne immigrata in Alto Adige in riferimento 
ai linguaggi tecnici utilizzati in ambito 
professionale. I risultati dello studio sono 
raccolti in questa pubblicazione conclusiva 
del progetto.

Excellence. Qualität und Innovation in 
der öffentlichen Verwaltung

Hrsg.: Autonome Provinz Bozen-
Südtirol
Brixen, Verlag A. Weger, 2011
ISBN: 978-88-6563-015-0

Das Buch dokumentiert einen organisations-
übergreifenden Austausch an Erfahrungen 
einiger Abteilungen, Ämter und Schulen 
der Südtiroler Landesverwaltung, die zur 
Umsetzung von konkreten Maßnahmen 
und zur Verbesserung von Dienstleistungen 
und Verwaltungsabläufen geführt haben. 
Es stellt nicht nur die erreichten Ergebnisse 
dar, sondern macht auch die Sichtweisen 
und Erfahrungen der beteiligten Partner 
nachvollziehbar. Das Buch ist ein Angebot 
für interessierte Verwaltungen, die sich mit 
Qualitätsentwicklung befassen und in ihre 
Arbeit die Erfahrungen und persönlichen 
Vorstellungen einer innovativen Verwaltung 
einfließen lassen möchten.

Excellence. Qualità e innovazione nella 
pubblica amministrazione

a cura della Provincia autonoma di 
Bolzano-Alto Adige
Bressanone, A. Weger, 2011
ISBN: 978-88-6563-016-7

Questo libro documenta un processo di 
scambio interorganizzativo di esperienze 
di alcune ripartizioni, uffici e scuole della 
Provincia autonoma di Bolzano-Alto Adige 
che hanno portato, tra l’altro, all’attuazione 
di misure concrete per il miglioramento dei 
servizi e dei processi amministrativi. Non 
soltanto descrive i risultati raggiunti, ma 
permette di ricostruire i punti di vista e le 
esperienze dei diversi partner coinvolti. 
Si tratta di un’offerta rivolta alle ammini-
strazioni che hanno avviato, o intendono 
avviare, percorsi di sviluppo della qualità 
e che desiderano far confluire nel proprio 
lavoro le esperienze e i modelli di pensiero 
di un’organizzazione innovativa.

PUBLIKATIonEn / PUBBLICAZIonI / PUBLICATIonS
EURAC

Rapporto annuale 
sull’immigrazione in Alto Adige 
2010
Jahresbericht über Einwande-
rung in Südtirol 2010
 
a cura di Roberta medda-Windi-
scher e Rainer Girardi
Bolzano, EURAC research, 2011
ISBN: 978-88-88906-63-8

In questa prima edizione del Rap-
porto annuale sull’immigrazione in 
Alto Adige, l’Istituto sui Diritti delle 
Minoranze dell’EURAC presenta 
un ampio profilo socio-demografico 
dei cittadini stranieri nella società 
altoatesina (provenienza, genere, 
aree di insediamento, motivi del 
soggiorno ecc.), ricostruisce la 
storia dell’immigrazione in provincia 
e analizza la presenza straniera 
nel mondo del lavoro e nell’ambito 
scolastico, abitativo, sanitario e 
religioso.
In dieser ersten Ausgabe des Jah-
resberichts über Einwanderung in 
Südtirol legt das EURAC-Institut für 
Minderheitenrecht ein detailliertes 
sozio-demografisches Profil der 
ausländischen Staatsbürger in 
Südtirol vor (hinsichtlich Herkunfts-
land, Geschlecht, Niederlassungs-
ort, Grund des Aufenthalts etc.), 
rekonstruiert die Geschichte der Mi-
gration nach Südtirol und analysiert 
die Situation der ausländischen 
Bürger in der Arbeitswelt sowie in 
den Bereichen Schule, Wohnen, 
Gesundheit und Religion.
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Regioni in Europa. Il ruolo del 
Comitato delle Regioni nella 
governance europea

a cura di Ekaterina Domorenok
Roma, Carrocci, 2010
ISBN: 978-88-430-5662-0

Quale ruolo giocano le autorità 
regionali e locali nella governance 
europea? Svariati studi hanno 
cercato di rispondere a questa 
domanda senza prestare dovuta 
attenzione alle attività del Comitato 
delle Regioni (CDR). Istituito con 
il Trattato di Maastricht (1992) allo 
scopo di migliorare la legittimità 
delle politiche comunitarie attraver-
so il coinvolgimento delle autorità 
sub-statali nel processo decision-
ale dell'Ue, il CDR ha avuto un 
cammino istituzionale travagliato, 
caratterizzato da molteplici criticità. 
Tuttavia, l'importanza di questo 
organo consultivo, generalmente 
considerata modesta, è stata 
recentemente rivalutata dal Trattato 
di Lisbona (2009), che ne prevede 
un rafforzamento della posizione 
istituzionale. Il volume illustra i 
successi e le difficoltà che si sono 
alternati nel percorso evolutivo del 
CDR. 

Green jobs: Berufe, die der  
Umwelt gut tun 
Ein Blick auf die Lage bezüglich 
Green Jobs in Südtirol und auf die 
Perspektiven der Bildungswelt

Green jobs: quando il lavoro fa 
bene all'ambiente
Uno sguardo alla situazione 
degli ecolavori in Alto Adige e 
alle prospettive per il mondo della 
formazione

a cura di EURAC education
Bolzano, EURAC research, 2010
ISBN: 978-88-88906-61-4

Was sind Green Jobs? Sind 
diese Berufsbilder in der Südtiroler 
Wirtschaft gefragt? Gibt es sie in 
einigen Bereichen bereits? Steht 
für GreenJobs ein angemessenes 
Bildungssystem zur Verfügung? 
Der Band enthält die Ergebnisse 
des ESF-Projekts Green Jobs und 
schafft einen ersten Überblick über 
die Entwicklungstendenz in einigen 
Sektoren der Südtiroler Wirtschaft.
Cosa sono i green jobs? Sono 
 figure professionali richieste 
dall’economia locale? Sono già 
presenti in alcuni settori? In Alto 
Adige esiste un sistema formativo 
adeguato per gli ecolavori? La 
pubblicazione riporta lo studio 
realizzato nell’ambito del progetto 
“FSE Green Jobs” e costituisce 
un primo quadro d’insieme delle 
tendenze in alcuni settori dell’eco-
nomia altoatesina.

nachhaltigkeitsleistung  
dezentraler Energieversorger
Untersuchung des Nachhaltigkeits-
beitrags lokaler Energie versorger am 
Beispiel der Stadtwerke Bruneck

La performance di sostenibilità 
dei produttori locali di energia
Indagine sul contributo alla 
 sostenibilità dell’Azienda pubblici 
servizi di Brunico

Günther Früh, Kurt Promberger, 
Thorsten Henss, Josef Bernhart
Bolzano, EURAC research, 2011
ISBN: 978-88-88906-65-2

Aufbauend auf dem Nachhaltigkeits-
konzept und vor dem Hintergrund der 
aktuellen Probleme soll die Studie die 
Leistungen lokaler Energieversorger 
für ihre Region sichtbar machen. 
Konkret wird der Frage nachge-
gangen, welche Auswirkungen das 
Energieversorgungssystem der 
Stadtwerke Bruneck auf die Umwelt, 
die Wirtschaft und die Gesellschaft 
hat. Das in diesem Zusammenhang 
entwickelte Modell zur Messung der 
Nachhaltigkeit wird beschrieben und 
mit den konkreten Ergebnissen der 
Stadtwerke Bruneck ergänzt. 
 
Sullo sfondo del quadro comunita-
rio per uno sviluppo sostenibile e 
dell’attuale dibattito in materia, questo 
studio si propone di fare luce sulla 
portata del contributo dei produttori lo-
cali di energia allo sviluppo sostenibile 
del territorio servito. L’obiettivo della 
ricerca è di determinare quale è l’effet-
to del sistema di approvvigionamento 
energetico dell’Azienda Pubbliservizi 
Brunico sull’ambiente, sull’economia e 
sulla società. La pubblicazione affian-
ca alla descrizione del modello svilup-
pato per l’analisi della performance di 
sostenibilità dell’Azienda Pubbliservizi 
Brunico quella dei risultati concreti 
dell’analisi.

Counter-Gaze: media, migrants, 
minorities

Edited by Subir Bhaumik
Kolkata, Frontpage, 2011
ISBN: 978-93-810-4300-4 
 
This book looks at the situation 
of migrant minorities in India and 
Western Europe, which till now had 
not been the topic of any meaning-
ful analysis. The book is the fruit of 
a FP7-EURASIA-Net programme 
that encouraged scholars from both 
areas to ask critical questions on 
how migrants have come to form 
minority communities, and how 
their claims to citizenship, rights 
and justice have occupied space 
in the politics of the nation and 
supra-national bodies. The collec-
tion of essays here highlight how 
the protection arrangements always 
fall short of their goal, how protec-
tion becomes one more tool in the 
hands of government to sustain the 
majority-minority divide, and how 
government refuses to accept the 
claims of minorities to equality and 
people-hood.

PUBLIKATIonEn / PUBBLICAZIonI / PUBLICATIonS
EURAC



NACHRICHTEN 
 NEWS

Die 1. Südtiroler Wiesenmeisterschaft  
ist entschieden
Institut für Alpine Umwelt

Die neunköpfige Expertenjury hatte es nicht leicht bei der Auswahl der 
schönsten Wiesen Südtirols. Fast jede der 170 eingereichten Flächen sei ein 
Beispiel vorbildlicher Bewirtschaftung und somit preiswürdig, so die Jury. 
Die Sieger wurden am 26. Jänner 2011 an der EURAC in Bozen im Beisein der 
Landesräte Hans Berger und Michl Laimer ausgezeichnet. 
Platz eins bis drei in der Kategorie „gedüngte Intensivwiesen“ belegten 
Friedrich Prantl (Naturns), Walter Moosmair (St. Leonhard in Passeier) und 
Martin Summerer (Sexten). In der Kategorie „ungedüngte Extensivwie-
sen“ siegte Rosina Aichner Spornberger (Tiers), gefolgt von Martin Frank 
(Matsch) und Carlo Comploi (Wengen) . 
Zur ersten Wiesenmeisterschaft in Südtirol aufgerufen hatten das EURAC-
Institut für Alpine Umwelt zusammen mit den Partnern Südtiroler Bauern-
jugend, Universität Innsbruck, Naturmuseum Südtirol, Sennereiverband, 
Abteilungen Natur und Landschaft, Landwirtschaft und Forstwirtschaft, 
Versuchszentrum Laimburg und Heimatpflegeverband Südtirol. (vgl. Arti-
kel ACADEMIA 54)
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Parole condivise 
Istituto di Comunicazione Specialistica  
e Plurilinguismo

Al via lo scorso 25 marzo il progetto europeo LISE (Legal 
Language Interoperability Services) che vede la parte-
cipazione dell’Istituto di Comunicazione Specialistica 
e Multilinguismo dell’EURAC. L’obiettivo? Creare una 
piattaforma web che raccolga la terminologia giuri-
dico-amministrativa multilingue esistente, così da 
condividerla e diffonderla facilmente tra enti regionali, 
nazionali e comunitari. In questo modo il progetto si 
propone di creare le basi per una più agevole coopera-
zione tra le istituzioni europee. All’interno della ricerca 
l’Istituto dell’EURAC testerà il nuovo software ed elabo-
rerà le linee guida per una migliore standardizzazione 
della terminologia giuridica.

Wie steht es um den 
minderheitenschutz in Serbien?
Institut für minderheitenrecht

Beauftragt von der Delegation der Europäischen Union 
in Belgrad leitete Benedikt Harzl (im Foto erster von 
links) vom 14. bis zum 18. März 2011 eine sogenannte 
peer-review mission in Serbien. Im Laufe dieser Woche 
traf der Wissenschaftler serbische Parlamentarier, 
NGO-Vertreter und Minderheitenvertreter, um über 
Fragen des Minderheitenschutzes zu diskutieren. Der 
Abschlussbericht, den Benedikt Harzl im Anschluss an 
diese Mission zusammenstellte, wird politischen Ent-
scheidungsträgern auf allen Ebenen der EU-Institutio-
nen zugestellt, um ein besseres Licht auf den Stand der 
Minderheitenrechte in Serbien zu werfen. Er wird aber 
auch für die EU-Kommission von maßgeblicher Bedeu-
tung sein, wenn sie - wie voraussichtlich geplant - im 
Oktober 2010 bekannt geben wird, ob Serbien Kandida-
tenstatus erhalten soll oder nicht.

nEWS

Wissenschaftler aus osteuropa  
zu Gast an der EURAC
Regionalentwicklung und Standort management

Ziel des Programms TEMPUS der Europäischen Kommission ist es, neue 
Lehrpläne, Lehrmethoden oder –materialien zu entwickeln, zu überar-
beiten und zu verbreiten sowie eine Kultur der Qualitätssicherung an 
Universitäten Osteuropas zu stärken. Das Programm fördert den Aus-
tausch und die Netzwerkbildung zwischen Wissenschaftsinstituti-
onen aus der EU und den osteuropäischen Nachbarstaaten. In diesem 
Rahmen befanden sich vom 25. März bis 1.  April 2011 27 Wissenschaft-
ler osteuropäischer Universitäten zu Gast an der EURAC. Die Wissen-
schaftler bilden gemeinsam mit dem Institut für Regionalentwicklung 
und Standortmanagement der EURAC sowie Partneruniversitäten aus 
Deutschland, der Slowakei und Tschechien ein Projektkonsortium. 
Das EURAC-Institut für Regionalentwicklung und Standortmanage-
ment ist bereits zum dritten Mal Partner im Rahmen des Programms 
und arbeitet derzeit an zwei Projekten, die sich mit der Weiterentwick-
lung touristischer Curricula sowie dem Aufbau von E-learning Plattfor-
men an Universitäten in Georgien, der Ukraine und in Belarus befassen.
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Satelliti, i nuovi 
guardaboschi
Istituto per il Telerilevamento Applicato

Nel prossimo futuro i danni boschivi sa-
ranno monitorati dall’alto, grazie a dati 
e immagini satellitari. Questa è la no-
vità sperimentata dal progetto europeo  
EUFODOS. Tra i promotori dell’iniziativa 
c’è l’Istituto per il Telerilevamento Appli-
cato dell’EURAC, impegnato nei test in 
Alto Adige, uno dei territori inclusi nel 
progetto pilota. Immagini ad alta risolu-
zione create con le più innovative tecni-
che di telerilevamento affiancheranno 
così il diligente lavoro del corpo forestale 
nel monitorare i boschi messi continua-
mente a dura prova da incendi e valanghe. 

Institut für Public 
management erhält 
PmA Award 
Institut für Public management

„Qualität zahlt sich aus und ist eine In-
vestition in die Wettbewerbsfähigkeit des 
Landes“, meinte Landesrat Roberto Bizzo 
bei der Eröffnung der Innovationstagung 
an der EURAC. Im Rahmen der Veranstal-
tung verlieh er eine Reihe von Auszeich-
nungen an innovative Verwaltungen in 
Südtirol. Neben den Landesabteilungen 
Land-, Forst- und Hauswirtschaftliche Be-
rufsbildung, Italienische Berufsbildung, 
Deutsche und Ladinische Berufsbildung, 
Arbeit, Deutsche Kultur (Amt für Wei-
terbildung) und dem Landesinstitut für 
Statistik (Dienststelle Controlling) wurde 
auch dem EURAC-Institut für Public Ma-
nagement der Project Excellence Award 2010 
überreicht. Die Landesabteilungen hatten 
sich gemeinsam mit dem EURAC-Institut 
im vergangen Jahr zu einem Qualitäts-
netzwerk zusammengeschlossen. Das 
Ziel: eigenes Handeln laufend zu über-
prüfen und die Leistungen für die Bürger 
ständig zu verbessern. 

nEWS

Dalla Germania con il sole
Istituto per le Energie Rinnovabili

La Società tedesca per l’energia solare (DGS) è stata ospite d’onore dal 24 al 26 febbraio 
dell’Istituto per le Energie Rinnovabili dell’EURAC. Venti professori universitari, re-
sponsabili in Germania di corsi legati alle energie rinnovabili e all’efficienza energe-
tica, hanno potuto toccare con mano la realtà bolzanina del settore. In un’agenda fitta 
di appuntamenti, il gruppo ha visionato il sistema di riscaldamento e raffrescamento 
dell’EURAC, la strumentazione installata nel laboratorio sperimentale dell’Istituto e 
l’impianto fotovoltaico dell’aeroporto di Bolzano.

Foto (EURAC): v.l.n.r. Josef Bernhart, Stefan 
Walder, Roberto Bizzo, Kurt Promberger
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Il presidente dell'EURAC Werner Stuflesser ha introdotto la presentazione dello studio "MigraData".

EURAC organisiert 
Lehrgang für 
Südtiroler 
Sanitätsbetrieb
EURAC education

Seit Oktober 2010 führt EURAC edu-
cation im Auftrag des Südtiroler Sani-
tätsbetriebs einen interdisziplinären 
sechzehntägigen Lehrgang mit dem 
Titel „Dementia Care“ durch. Teil neh-
men Vertreter einer Reihe von medi-
zinischen und zum Teil auch sozialen 
Berufsgruppen, die mit Menschen mit 
Demenzerkrankung sowie deren Ange-
hörigen arbeiten. In Kleingruppen wer-

den von den Teilnehmenden im Lauf des 
Lehrgangs eigene Projekte entwickelt, 
die die Inhalte des Lehrgangs im ganz 
konkreten Berufsalltag umsetzen. Die 
Präsentation dieser Projekte findet am 
24. Mai, um 14 Uhr, an der EURAC statt. 
Eingeladen sind Entscheidungsträger 
und Mitarbeiter des Sanitätsbetriebs Bo-
zen sowie alle Interessierten. Die näch-
ste Ausgabe des Lehrgangs startet im 
Herbst 2011.

valve-mask,  laryngeal mask and laryngeal 
tube devices. Research has indicated that 
current ventilation techniques employed 
by emergency physicians or paramedics 
may be inefficient or difficult to use. Venti-
lation techniques that are easy to operate 
and effective would be a great advance in 
mountain emergency situations.

new Satellite office
International Relations and Project Service

Since January 2011 EURAC’s satellite offi-
ce in Brussels has been fostering relations 
with EU organisations and representatives 
with the aim of increasing EURAC’s pre-
sence at the European Union and beyond. 
Farah Fahim, a collaborator at EURAC sin-
ce 2005, is currently stationed in Brussels, 
coordinating the office’s goal of finding 
potential EU programmes and funding, 
building partnerships, and fostering new 
projects.

Contact: Farah Fahim  c/o Tirol-Südtirol/Alto Adige- 
Trentino * Bureau de liaison auprès de l´UE * 45/47 
Rue de Pascale * B-1040 Bruxelles * Mobile: +32 496 
3836 70 * Fax: +32 2 742 09 80

“meltingpot” 
altoatesino
Istituto sui Diritti delle minoranze 

Sono 40.000 i cittadini stranieri, pro-
venienti da 125 paesi, che hanno finora 
deciso di stabilirsi in Alto Adige. Questo 
è quanto emerso dal primo Rapporto 
annuale sull’immigrazione, presentato 
lo scorso 6 aprile dall’Istituto sui Diritti 
delle Minoranze dell’EURAC. Un dato si-
gnificativo è l’aumento dell’immigrazio-
ne femminile, che dal 2007 ha superato 
quella degli uomini. Cresce inoltre la se-
conda generazione: il 18,5% dei bambini 
nati in provincia hanno genitori stra-
nieri. Motivi principali per stabilirsi in 
Alto Adige? Lavoro e famiglia. 
Realizzato nell’ambito del progetto eu-
ropeo “MigraData”, il rapporto ha trac-
ciato per la prima volta un profilo siste-
matico del fenomeno immigrazione.

Alpine Rescue 
Ventilation Study
Institute for mountain Emergency  
medicine

In collaboration with the University of 
Innsbruck and the Health Care Service 
of Bolzano, the Institute of Emergency 
Mountain Medicine will carry out a stu-
dy on three ventilation devices at use 
in mountain emergency situations. The 
study,  which will occur at the General 
Hospital of Bruneck/Brunico in April,  
will provide a quantitative and qualitati-
ve description of the application of bag-
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Weiterbildung für Weiterdenker
Formarsi per non fermarsi

Tel. +39 0471 055 441 · education@eurac.edu · http://education.eurac.edu

Seminare
• Umgang mit schwierigen mitarbeitern

Wege aus dem Führungsdilemma
3.-4. Mai 2011

• La riunione che fa la differenza
6 maggio 2011

• nachhaltig erfolgreich malik@EURAC
In turbulenten Zeiten Unternehmen  

   wirksam führen
18.-20. Mai 2011

• Strategisches Preismanagement
Gewinn nachhaltig steigern
19.-20. Mai 2011

Universitätslehrgänge
• Public management

ab 29. September 2011

• Projekt- und Prozessmanagement
ab 6. Oktober 2011

EURAC belegt Platz 2 beim 
deutschen idw-Preis für 
Wissenschaftskommunikation
Wissenschaftskommunikation

Am 7. April 2011 hat der Informationsdienst Wis-
senschaft (idw) die besten drei deutschsprachigen 
Pressemitteilungen des Jahres 2010 prämiert. In Em-
pfang nehmen durfte die Auszeichnung die Leiterin 
der EURAC-Abteilung für Wissenschaftskommu-
nikation Julia Reichert (zweite von links) für ihren 
Pressetext „Eltern von Tutanchamun identifiziert“ 
vom 17. Februar 2010. Der erste Platz ging an die Max-
Planck-Gesellschaft, der dritte an die ETH Zürich.  
Eine fünfköpfige Jury hatte die Pressemitteilungen 
nach ihrem Nachrichtenwert, ihrer handwerklichen 
Professionalität und ihrer Bedeutung für die Wissen-
schaft bewertet. „Der Text über Tutanchamun stellt 
nicht nur die Forschungsergebnisse vor, sondern 
schildert auch ausführlich den Forschungsprozess 
und verdeutlicht, wie Wissenschaft funktioniert“, 
hebt idw-Vorstand Marco Finetti in seiner Laudatio 
bei der Preisverleihung in Leipzig hervor. 
Neben Finetti, der die Presseabteilung der deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) vertrat, gehörten der 
Jury Wissenschaftsjournalisten der Süddeutschen 
Zeitung und des BBC World Service sowie Universi-
täsprofessor und Träger des Communicator Preises 
Günter Ziegler an. 
Der idw ist eine der wichtigsten online-Plattformen 
für Nachrichten aus Forschung und Wissenschaft 
im deutschsprachigen Raum. 
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Umsetzung des 
Steuerföderalismus 
und neuregelung der 
Finanzbeziehungen in 
Italien
Institut für Regionalismus- und 
Föderalismusforschung

 27. Mai 2011

 EURAC, Bozen

 Diskussionsrunde mit der Senatorin 
Helga Thaler Ausserhofer und dem 
Abgeordneten Enrico La Loggia

 Es moderiert Francesco Palermo, Lei-
ter des Instituts für Regionalismus- und 
Föderalismusforschung

Social mobility 
and migration. 
multidisciplinary 
Perspectives
Institute for Minority Rights

 21st June 2011

 EURAC, Bolzano

 Migralp/Interreg IV; conference

 Roberta medda-Windischer
 magdalena Gasser

EURAC  

Summer School 
on Human Rights, 
minorities and Diversity 
management
Institute for Minority Rights

 20th June – 1st July 2011

 EURAC, Bolzano

 The Summer School deals with the 
complexities of human and  minority 
rights and diversity management 
in Europe. The 2011 special focus 
explores linguistic diversity in Europe: 
How can minority languages spoken 
by more than forty million people in 
the European Union be protected and 
promoted? Which languages need a 
special attention? How to acquire and 
teach a minority language? What is 
the challenge of linguistic diversity and 
language protection within the EU?

 www.eurac.edu/summerschool
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mummies from the Ice – 
2nd Bolzano mummy 
Congress
Institute for Mummies and the Iceman

 Thursday the 20th to Saturday 22nd of 
October 2011

 EURAC, Bolzano

 The 20th anniversary of the Ice-
man’s discovery represents an ideal 
 opportunity for all experts from various 
fields to come together and discuss 
their findings from the past 20 years 
of Iceman and other ice-mummies 
research.

 All information regarding the 
 conference will soon be available on 
the conference website:  
http://www.eurac.edu/en/research/
institutes/iceman/Activities/ 
mummycongress/default.html 

Jahrestagung der 
österreichischen 
Agrarökonomen 
Diversifizierung versus Spezialisierung 
in der Agrar- & Ernährungswirtschaft

Institut für Regionalentwicklung und 
Standortmanagement

 4.-6. Oktober 2011

 EURAC, Bozen

 Um die Kommunikation der Wissen-
schaftler untereinander zu verbessern 
und den Erfahrungs-, Meinungs- und 
Gedankenaustausch zu pflegen, orga-
nisiert die Österreichische Gesellschaft 
für Argrarökonomie (ÖGA) heuer ihre 
Jahrestagung in Kooperation mit der 
EURAC. 

Culture meets  
Economy 2011
Was kostet Kultur? Perspektiven des  
Zusammenspiels von markt und Politik

Institut für Regionalentwicklung und 
Standortmanagement

 29. Juni 2011, 15 bis 20 Uhr

 EURAC, Bozen

 Internationales Symposium in Zusam-
menarbeit mit der Freien Universität 
Bozen, dem Südtirol JazzFestival Alto 
Adige und der Stiftung Südtiroler Spar-
kasse

 Das Thema der diesjährigen Tagung 
orientiert sich an der Frage nach der 
Wertigkeit von Kunst und Kultur in 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik. 
Erörtert werden soll, welches Bewusst-
sein seitens der beteiligten Akteure 
entwickelt werden muss, um diese 
Wertigkeit in der Region herzustellen 
und welche verschiedenen Finanzie-
rungsstrategien Zukunftsperspektiven 
für Kunst und Kultur bieten.
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minet Goes online
Beiträge und Gespräche zum 
 Herunterladen:

www.minet-tv.com

RAI Sender Bozen – 
mInET
In Zusammenarbeit mit dem 
Institut für Minderheitenrecht 
und mediaart informiert die Rai 
monatlich über Aktuelles zum 
Thema „Minderheiten“ in all 
ihren faszinierenden  Facetten 
zwischen Gesellschaft, Politik 
und Kultur.
Die nächsten Sendetermine: 
27.04.2011 – 01.06.2011
um 20.20 Uhr, Rai Sender Bozen

ZEPPELIn
trasmissione radiofonica della 
Sede Rai di Bolzano 
dedicata a cultura, scienza e 
attualità presenta:

ACADEmIA on AIR
Giovedì 28 aprile 2011, 
ore 15 
In diretta dagli studi RAI di  Bolzano 
sulle frequenze di RadioDue 
 approfondimenti dei temi trattati in 
questo numero di ACADEMIA.  
 Conduce Paolo Mazzucato con  
Valentina  Bergonzi.

Auftakttreffen des 
netzwerkprojekts zur 
Internetlexikografie
Institut für Fachkommunikation und 
Mehrsprachigkeit

 5.-6. Mai 2011

 Institut für Deutsche Sprache (IDS) in 
Mannheim (Projektleiter)

 Im Projekt untersuchen die EURAC-
Linguisten zusammen mit den Part-
nerorganisationen u.a. aus Mannheim, 
Dortmund und Berlin wie Wörterbücher 
im Internet besser dargestellt, vernetzt 
und automatisiert werden können. Das 
dreijährige Netzwerkprojekt wird von 
der Deutschen Forschungsgemein-
schaft finanziert.

 Andrea Abel
Koordinatorin des EURAC-Instituts für 
Fachkommunikation und Mehrspra-
chigkeit 

Conferenza annuale  
della piattaforma 
tecnologica europea
Istituto per le Energie Rinnovabili

 4-6 maggio 2011 Budapest

 Budapest

 EURAC è co-organizzatore.  Obiettivo: 
entro 2050 soddisfare il 100% del 
fabbisogno di riscaldamento/raffresca-
mento attraverso fonti rinnovabili

 Wolfram Sparber
Direttore dell'Istituto per le Energie 
Rinnovabili



VETRInA.  Roland Brugger, 29 aus Rasen/Antholz arbeitet als Art Director im Team der Kreativagentur Bielov in Brixen. Für die aktuelle ACADEMIA-Ausgabe hat er sich 
Gedanken zur Wechselwirkung zwischen politischen Institutionen und sozio-kultureller Diversität gemacht. Roland Brugger, di Rasun-Anterselva, ha tradotto in grafica 
l’interazione tra istituzioni politiche e diversità socio-culturale. È art-director della Creative Agency Bielov di Bressanone. Roland Brugger from Rasen/Antholz works as 
art director for ‘Bielov’, a creative agency based in Bressanone/Brixen. Here, he visualises the interaction between political institutions and socio-cultural diversity.


